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 PRÜFUNGSAUFTRAG

Von der Verbandsversammlung des  

Nahverkehrs-Zweckverband Niederrhein  
Wesel, 

- nachfolgend auch „Zweckverband, ZV NVN oder NVN“ genannt - 

sind wir am 4. Dezember 2020 zum Abschlussprüfer für das Geschäftsjahr 2021 gewählt worden. 

In Ausführung dieses Beschlusses haben uns die gesetzlichen Vertreter beauftragt, den Jahres-

abschluss des Zweckverbandes zum 31. Dezember 2021 unter Einbeziehung der Buchführung 

und den Lagebericht gemäß den §§ 317 ff. HGB nach berufsüblichen Grundsätzen zu prüfen. 

Die Pflicht zur Prüfung des Jahresabschlusses ergibt sich aus § 5 Satz 2 Nr. 1 der Satzung des 

Zweckverbandes und § 18 GkG i. V. m. §§ 19, 21, 26 EigVO.  

Bei unserer Prüfung haben wir auftragsgemäß auch die Vorschriften des § 53 Abs. 1 Nr. 1 

und 2 HGrG beachtet. Wir verweisen auf unsere Berichterstattung in Abschnitt E. 

Über das Ergebnis unserer Prüfung erstatten wir unter Beachtung der vom Institut der Wirt-

schaftsprüfer in Deutschland e. V. (IDW) festgestellten „Grundsätze ordnungsmäßiger Berichter-

stattung bei Abschlussprüfungen“ (IDW PS 450) den nachfolgenden Bericht, dem der von uns 

geprüfte Jahresabschluss sowie der geprüfte Lagebericht als Anlagen beigefügt sind.  

Auftragsgemäß haben wir zusätzlich einen Erläuterungsteil erstellt, der diesem Bericht als An-

lage 6 beigefügt ist. Der Erläuterungsteil enthält Aufgliederungen und Hinweise zu den einzelnen 

Posten der Bilanz zum 31. Dezember 2021 unter Angabe der jeweiligen Vorjahreszahlen. 

Wir bestätigen gemäß § 321 Abs. 4a HGB, dass wir bei unserer Abschlussprüfung die anwend-

baren Vorschriften zur Unabhängigkeit beachtet haben. 

Für die Durchführung des Auftrags und unsere Verantwortlichkeit sind, auch im Verhältnis zu 

Dritten, die diesem Bericht als Anlage beigefügten „Allgemeine Auftragsbedingungen für Wirt-

schaftsprüfer und Wirtschaftsprüfungsgesellschaften” nach dem Stand vom 1. Januar 2017 maß-

gebend. 

Der vorliegende Prüfungsbericht richtet sich an den Zweckverband. 
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 GRUNDSÄTZLICHE FESTSTELLUNGEN

Stellungnahme zur Lagebeurteilung durch die gesetzlichen Vertreter 

1. Lage des NVN 

Gemäß § 321 Abs. 1 Satz 2 HGB heben wir aus dem Jahresabschluss und dem Lagebericht des 

Zweckverbandes folgende Aspekte hervor, die zur Beurteilung der wirtschaftlichen Lage des 

Zweckverbandes von besonderer Bedeutung sind: 

öffentliche Zwecksetzung 

Aufgabe des ZV NVN ist die Durchführung der kraft Gesetz und durch Satzung oder durch Vertrag 

übertragenen Aufgaben. Der ZV NVN betätigt sich innerhalb des Rahmens der öffentlichen 

Zwecksetzung und hat den öffentlichen Zweck erreicht. 

Wirtschaftsbericht 2021 

Der ZV NVN hat der VRR AöR seine Aufgaben gemäß § 4 Absatz 1 der Zweckverbandssatzung 

(Aufgaben im ÖPNV) übertragen sowie die Aufgaben nach § 5 Nr. 1, 2, 4 und 5 der Zweckver-

bandssatzung (eigene Angelegenheiten) zur Durchführung übertragen. 

Im Rechnungswesen des ZV NVN werden die Sachverhalte aus den zur Durchführung auf die 

VRR AöR übertragenen Aufgaben (eigene Angelegenheiten) abgebildet. Es handelt sich insbe-

sondere um Aufwendungen für die Gremien und für das Rechnungswesen sowie die Erträge aus 

Kostenerstattungen durch die VRR AöR. Die vollständig auf die VRR AöR übertragenen Aufga-

ben sind im Rechnungswesen der gemeinsamen VRR AöR abgebildet. Der ZV NVN war im Ge-

schäftsjahr 2021 aufgrund der Aufgabenübertragung auf die VRR AöR nicht operativ tätig. 

Vermögens-, Finanz- und Ertragslage 

In der Bilanz zum 31. Dezember 2021 sind im Wesentlichen die Beteiligungen an der VRR AöR 

(T€ 25) als Anlagevermögen sowie das Eigenkapital (T€ 25) ausgewiesen. 

Die Gewinn- und Verlustrechnung weist Aufwendungen für eigene Angelegenheiten und Erträge 

aus Kostenerstattungen von der VRR AöR in Höhe von jeweils T€ 6 aus. Das Jahresergebnis 

beträgt € 0,00. 

Die Finanzierung der Aufgaben des ZV NVN erfolgt über die VRR AöR als Empfänger der Zu-

wendungen vom Land NRW für den Kooperationsraum A. 
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Prognosebericht  

Der Wirtschaftsplan 2022 wurde von der Verbandsversammlung am 14. Dezember 2021 be-

schlossen und berücksichtigt die Aufgabenübertragung auf die VRR AöR. Der ZV NVN ist weiter-

hin nicht operativ tätig und verwaltet keine Finanzmittel direkt. Es wird unverändert von der 

Fortführung der Zweckverbandstätigkeit ausgegangen. 

Chancen und Risikobericht 

Der Aufgabencharakter, die Geschäftstätigkeit und die Finanzierung des ZV NVN bergen keine 

Risiken im Sinne einer Bestandsgefährdung. Die Finanzierung der Aufgaben des ZV NVN erfolgt 

grundsätzlich über öffentliche Zuschüsse und seit der Aufgabenübertragung auf die VRR AöR 

durch Zuwendungen des Landes NRW an die VRR AöR.  

Der hohe Digitalisierungsgrad beim VRR ermöglicht auch in der Corona-Krise eine planmäßige 

Aufgabenerledigung durch den VRR. 

Im Lagebericht wird auf folgende einzelne Risiken und Chancen für die SPNV-Finanzierung 

eingegangen: 

- Durch die Billigkeitsleistungen zum Ausgleich von Schäden im ÖPNV im Zusammenhang mit 

der Covid-19-Pandemie bestehen für die Jahre 2021 und 2022 für die SPNV-Finanzierung 

keine Risiken. 

- Das Risiko, dass es zu Marktaustritten von EVU im VRR Verbundraum kommen kann, be-

steht weiterhin. Die VRR AöR arbeitet zurzeit im Rahmen von Verkehrsvertrag 2.0 mit allen 

betroffenen EVU und den anderen beteiligten AT an einer Lösung hinsichtlich der Anpassung 

von Verkehrsverträgen unter Berücksichtigung der aktuellen Entwicklungen am Mark. Sollte 

keine Lösung erzielt werden bzw. eine Finanzierung der Anpassung nicht möglich sein, 

könnte es im schlimmsten Fall zu Marktaustritten von EVU kommen und die VRR AöR müsste 

vertragliche Maßnahmen zur Sicherung der Verkehre vornehmen, für die weitaus mehr 

Budget vorgehalten werden müsste. In diesem Fall sind Möglichkeiten zur Finanzierung zu 

prüfen. 

- Mehraufwendungen durch Notvergaben aufgrund der Insolvenz von Abellio und deren Fi-

nanzierung durch zusätzliche Landesmittel sind bereits im Wirtschaftsplan 2022 berücksich-

tigt. Die Mehrkosten für die VRR AöR im Zeitraum der Notvergabe bis Ende 2023 liegen in 

einer Größenordnung von € 100 Mio. Das Gesamtausmaß der Mehrkosten aus der Abellio-

Insolvenz wird maßgeblich bestimmt durch die Ergebnisse der Neuausschreibung der Ver-

kehrsverträge für den Zeitraum nach 2023. Das Land NRW hat den Ausgleich der möglichen 



Seite 8 

Schäden aus der Insolvenz von Abellio bei den betroffenen SPNV-Aufgabenträgern in den 

kommenden Jahren bis zu einer Gesamthöhe von € 430 Mio. aus Regionalisierungsmitteln 

zugesichert. Ob diese Finanzierungshilfen ausreichen um die Mehrkostenbelastungen aus-

zugleichen, hängt von den Ergebnissen der Neuausschreibungen ab.  

- Aus steigenden Energiekosten ergeben sich bereits aufgrund der aktuellen Energiepreis-

entwicklung in den ersten zwei Monaten des Jahres 2022 überplanmäßige Aufwendungen 

von vorläufig € 22 Mio. Die weitere Entwicklung insbesondere im Zusammenhang mit dem 

Ukraine-Krieg wird von der VRR AöR beobachtet. Zwischen den Hausspitzen der NRW-AT 

und der Verkehrsministerin persönlich finden bereits Gespräche zur Deckung dieses Finanz-

problems statt. Die Bundesländer sind wiederum im Gespräch mit dem Bundesverkehrsmi-

nisterium zur Aufstockung der Regionalisierungsmittel zu diesem konkreten Zweck. Es wird 

davon ausgegangen, dass die steigenden Energiekosten durch zusätzliche Regionalisie-

rungsmittel finanziert werden 

Unter Berücksichtigung der für das Jahr 2022 vorerst auskömmlichen Finanzierung des SPNV-

Etats und der voraussichtlichen Finanzierung überplanmäßiger Energiekosten durch zusätzliche 

Regionalisierungsmittel ergeben sich bei der VRR AöR für das Jahr 2022 für die SPNV-

Finanzierung keine bestandsgefährdenden Risiken. 

Weitere wesentliche, die künftige Entwicklung des NVN beeinträchtigende oder bestandsgefähr-

dende Risiken sind zurzeit nicht erkennbar. 

Die Beurteilung der Lage des Zweckverbandes, insbesondere die Beurteilung des Fortbestandes 

und der wesentlichen Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung, ist nachvollziehbar und 

folgerichtig abgeleitet. Nach dem Ergebnis unserer Prüfung und den dabei gewonnenen Erkennt-

nissen ist die Lagebeurteilung der gesetzlichen Vertreter dem Umfang nach angemessen und 

inhaltlich zutreffend. 
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 GEGENSTAND, ART UND UMFANG DER PRÜFUNG

Gegenstand unserer Prüfung waren die Buchführung, der nach den für alle Kaufleute geltenden 

handelsrechtlichen Vorschriften (§§ 242 bis 256a HGB) und den ergänzenden Vorschriften für 

Kapitalgesellschaften (§§ 264 bis 288 HGB) sowie den ergänzenden Bestimmungen der Satzung 

aufgestellte Jahresabschluss für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis 31. Dezember 2021 und 

der Lagebericht für das Geschäftsjahr 2021. Die Verantwortung für die Rechnungslegung, die 

dazu eingerichteten internen Kontrollen und die dem Abschlussprüfer gemachten Angaben tra-

gen die gesetzlichen Vertreter des Zweckverbandes. Unsere Aufgabe war es, diese Unterlagen 

einer Prüfung dahingehend zu unterziehen, ob die gesetzlichen Vorschriften zur Rechnungsle-

gung und die sie ergänzenden Bestimmungen der Satzung beachtet worden sind.  

Den Lagebericht haben wir daraufhin geprüft, ob er mit dem Jahresabschluss und den bei unserer 

Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht, den gesetzlichen Vorschriften in allen we-

sentlichen Belangen entspricht und insgesamt eine zutreffende Vorstellung von der Lage des 

Zweckverbandes vermittelt. Dabei haben wir auch geprüft, ob die Chancen und Risiken der zu-

künftigen Entwicklung zutreffend dargestellt sind. Die Prüfung des Lageberichts ist ein Bestandteil 

der Abschlussprüfung. Danach haben wir die Erkenntnisse aus der Prüfung des Jahresabschlus-

ses bei der Prüfung des Lageberichts berücksichtigt.  

Die Prüfung hat sich gemäß § 317 Abs. 4a HGB nicht darauf erstreckt, ob der Fortbestand des 

Zweckverbandes oder die Wirksamkeit und Wirtschaftlichkeit der Geschäftsführung zugesichert 

werden kann.  

Bei unserer Prüfung haben wir auftragsgemäß die Vorschriften des § 53 Absatz 1 Nr. 1 und 

2 HGrG und den hierzu vom IDW nach Abstimmung mit dem Bundesministerium der Finanzen 

veröffentlichten Prüfungsstandard "Berichterstattung über die Erweiterung der Abschlussprüfung 

nach § 53 HGrG" (IDW PS 720) beachtet. 

Unsere Prüfungshandlungen haben wir im März 2022 durchgeführt.  

Ausgangspunkt war der von uns geprüfte und mit einem nicht modifizierten Bestätigungsvermerk 

versehene Jahresabschluss für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis 31. Dezember 2020, der am 

29. Juni 2021 von der Zweckverbandsversammlung festgestellt wurde. 

Unsere Prüfung haben wir entsprechend den Vorschriften der §§ 316 ff. HGB und der in den Prü-

fungsstandards des IDW niedergelegten Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durch-

geführt. Danach ist die Prüfung so anzulegen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße gegen die 

gesetzlichen Vorschriften und die sie ergänzenden Bestimmungen der Satzung, die sich auf die 
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Darstellung eines den tatsächlichen Verhältnissen entsprechenden Bildes der Vermögens-, Fi-

nanz- und Ertragslage wesentlich auswirken, mit hinreichender Sicherheit erkannt werden. Ge-

genstand unseres Auftrages waren weder die Aufdeckung und Aufklärung strafrechtlicher 

Tatbestände, wie z.B. Unterschlagungen oder sonstige Untreuehandlungen, und außerhalb der 

Rechnungslegung begangener Ordnungswidrigkeiten noch die Beurteilung der Effektivität und 

Wirtschaftlichkeit der Geschäftsführung. Unsere Prüfungsplanung und Prüfungsdurchführung ha-

ben wir jedoch so angelegt, dass diejenigen Unregelmäßigkeiten, die für die Rechnungslegung 

wesentlich sind, mit hinreichender Sicherheit aufgedeckt werden. Die Verantwortung für die Ver-

meidung und die Aufdeckung von Unregelmäßigkeiten liegt bei den gesetzlichen Vertretern des 

Zweckverbandes. 

Im Rahmen unseres risikoorientierten Prüfungsansatzes haben wir uns zunächst einen aktuellen 

Überblick über das wirtschaftliche und rechtliche Umfeld des Zweckverbandes verschafft. Darauf 

aufbauend haben wir uns, ausgehend von der Organisation des Zweckverbandes, mit den Un-

ternehmenszielen und -strategien beschäftigt, um die Geschäftsrisiken zu bestimmen, die zu we-

sentlichen Fehlern in der Rechnungslegung führen können. Durch Gespräche mit der 

Unternehmensleitung und durch Einsichtnahme in Organisationsunterlagen des Zweckverban-

des haben wir anschließend untersucht, welche Maßnahmen der Zweckverband ergriffen hat, um 

diese Geschäftsrisiken zu bewältigen. In diesem Zusammenhang haben wir eine Prüfung der 

Angemessenheit des rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems des Zweckverban-

des durchgeführt.   

Der ZV NVN ist nicht operativ tätig, da alle Aufgaben der VRR AöR übertragen bzw. zur Durch-

führung übertragen wurden. Unter Beachtung des Grundsatzes der Wesentlichkeit und der Wirt-

schaftlichkeit haben wir uns bei der Auswahl unserer Prüfungshandlungen nicht auf die internen 

Kontrollen verlassen, sondern aussagebezogene Prüfungshandlungen (Einzelfallprüfungen auf 

der Basis einer bewussten Auswahl von Stichproben und analytische Prüfungshandlungen) zur 

Erlangung einer hinreichenden Prüfungssicherheit durchgeführt. 

Zur Prüfung der Posten des Jahresabschlusses des ZV NVN haben wir dafür einschlägige Ge-

schäftsunterlagen eingesehen.  

Von der Verbandsvorsteherin des ZV NVN und den von ihr beauftragten Mitarbeitern sind uns 

alle verlangten Aufklärungen und Nachweise erbracht worden. 

Die Verbandsvorsteherin hat uns die berufsübliche Vollständigkeitserklärung in schriftlicher Form 

erteilt. 
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 FESTSTELLUNGEN UND ERLÄUTERUNGEN ZUR RECHNUNGSLEGUNG 

I. Ordnungsmäßigkeit der Rechnungslegung 

1. Buchführung und weitere geprüfte Unterlagen 

Der ZV NVN führt das Rechnungswesen gemäß § 18 Absatz 3 GkG i.V.m. § 5 der Zweckver-

bandssatzung entsprechend der für Eigenbetriebe geltenden Vorschriften nach handelsrechtli-

chen Grundsätzen. 

Die Buchführung und die weiteren geprüften Unterlagen sind nach unseren Feststellungen ord-

nungsgemäß und entsprechen in allen wesentlichen Belangen den gesetzlichen Vorschriften. Die 

aus den weiteren geprüften Unterlagen entnommenen Informationen führen in allen wesentlichen 

Belangen zu einer ordnungsgemäßen Abbildung in Buchführung, Jahresabschluss und Lagebe-

richt. 

2. Jahresabschluss 

Im Jahresabschluss des ZV NVN zum 31. Dezember 2021 sind alle unmittelbar oder mittelbar für 

die Rechnungslegung geltenden gesetzlichen Vorschriften einschließlich der Grundsätze ord-

nungsmäßiger Buchführung, alle größenabhängigen und rechtsformgebundenen Regelungen so-

wie die Bestimmungen der Satzung in allen wesentlichen Belangen beachtet. Der 

Jahresabschluss wurde gemäß § 18 Absatz 3 GkG und der EigVO NRW unter Beachtung der 

Vorschriften des HGB für große Kapitalgesellschaften erstellt. 

Die Bilanz und die Gewinn- und Verlustrechnung wurden ordnungsmäßig aus der Buchführung 

und den weiteren geprüften Unterlagen entwickelt. Die handelsrechtlichen Ansatz-, Ausweis- und 

Bewertungsvorschriften wurden in allen wesentlichen Belangen eingehalten. 

Der Anhang entspricht den gesetzlichen Vorschriften. Die Angaben im Anhang sind in allen we-

sentlichen Belangen vollständig und zutreffend.  
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3. Lagebericht 

Der Lagebericht des ZV NVN entspricht in allen wesentlichen Belangen den gesetzlichen Vor-

schriften des § 25 EigVO NRW und des § 289 HGB.  

II. Gesamtaussage des Jahresabschlusses 

1. Gesamtaussage 

Der Jahresabschluss des ZV NVN, Wesel zum 31. Dezember 2021 entspricht den gesetzlichen 

Vorschriften, den sie ergänzenden Vorschriften der Satzung und vermittelt insgesamt unter Be-

achtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen ent-

sprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Zweckverbands. 

2. Wesentliche Bewertungsgrundlagen und sachverhaltsgestaltende Maßnahmen 

Die einzelnen Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden sind im Anhang, der diesem Bericht als 

Anlage 3 beigefügt ist, angegeben. 

Sachverhaltsgestaltende Maßnahmen, die sich auf Ansatz und/oder Bewertung von Vermögens-

gegenständen und Schulden auswirken und von der üblichen Gestaltung - die nach Einschätzung 

des Abschlussprüfers den Erwartungen der Abschlussadressaten entspricht - abweichen und die 

sich auf die Gesamtaussage des Jahresabschlusses wesentlich auswirken, wurden im Berichts-

jahr nicht vorgenommen 
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 FESTSTELLUNGEN GEMÄSS § 53 HGRG 

Bei unserer Prüfung haben wir auftragsgemäß die Vorschriften des § 53 Abs. 1 Nr. 1 und 2 HGrG 

sowie IDW PS 720 (Berichterstattung über die Erweiterung der Abschlussprüfung nach 

§ 53 HGrG) beachtet. Dementsprechend haben wir auch geprüft, ob die Geschäfte ordnungsge-

mäß, d.h. mit der erforderlichen Sorgfalt und in Übereinstimmung mit den einschlägigen handels-

rechtlichen Vorschriften und den Bestimmungen der Satzung, geführt worden sind. 

Die erforderlichen Feststellungen haben wir in diesem Bericht und in Anlage 8 (Fragenkatalog 

zur Prüfung nach § 53 HGrG) dargestellt. Über diese Feststellungen hinaus hat unsere Prüfung 

keine Besonderheiten ergeben, die nach unserer Auffassung für die Beurteilung der Ordnungs-

mäßigkeit der Geschäftsführung von Bedeutung sind.  
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 WIEDERGABE DES BESTÄTIGUNGSVERMERKES 

Nach dem abschließenden Ergebnis unserer Prüfung haben wir dem Nahverkehrs-Zweckver-

band Niederrhein, Wesel, für die Buchführung vom 1. Januar bis 31. Dezember 2021 und dem 

als Anlage 1 bis 3 beigefügten Jahresabschluss zum 31. Dezember 2021 sowie dem als Anlage 

4 wiedergegebenen Lagebericht folgenden nicht modifizierten Bestätigungsvermerk erteilt: 

„Bestätigungsvermerk des unabhängigen Abschlussprüfers 

An den Nahverkehrs-Zweckverband Niederrhein, Wesel: 

Prüfungsurteile 

Wir haben den Jahresabschluss des Nahverkehrs-Zweckverband Niederrhein, Wesel,  

- bestehend aus der Bilanz zum 31. Dezember 2021 und der Gewinn- und Verlustrechnung für 

das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2021 sowie dem Anhang, einschließlich 

der Darstellung der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden - geprüft. Darüber hinaus haben 

wir den Lagebericht des Nahverkehrs-Zweckverband Niederrhein für das Geschäftsjahr vom 

1. Januar bis zum 31. Dezember 2021 geprüft. 

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse 

• entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den Vorschriften 

der EigVO NRW in Verbindung mit den einschlägigen deutschen für Kapitalgesellschaften 

geltenden handelsrechtlichen Vorschriften und den ergänzenden Regelungen der Satzung 

und vermittelt unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein 

den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens- und Finanzlage des 

Zweckverbandes zum 31. Dezember 2021 sowie seiner Ertragslage für das Geschäftsjahr 

vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2021 und 

• vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des 

Zweckverbandes. In allen wesentlichen Belangen steht dieser Lagebericht in Einklang mit 

dem Jahresabschluss, entspricht den Vorschriften der EigVO NRW in Verbindung mit den 

einschlägigen deutschen für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften 

und stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar.  
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Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen Einwendungen 

gegen die Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des Lageberichts geführt hat. 

Grundlage für die Prüfungsurteile

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts in Übereinstimmung mit 

§ 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen 

Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Unsere Verantwortung nach die-

sen Vorschriften und Grundsätzen ist im Abschnitt „Verantwortung des Abschlussprüfers für die 

Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts“ unseres Bestätigungsvermerks weiterge-

hend beschrieben. 

Wir sind von dem Zweckverband unabhängig in Übereinstimmung mit den deutschen handels-

rechtlichen und berufsrechtlichen Vorschriften und haben unsere sonstigen deutschen Berufs-

pflichten in Übereinstimmung mit diesen Anforderungen erfüllt.  

Wir sind der Auffassung, dass die von uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und geeig-

net sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht 

zu dienen. 

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter für den Jahresabschluss und den Lagebericht

Die gesetzlichen Vertreter des Nahverkehrs-Zweckverband Niederrhein sind verantwortlich für 

die Aufstellung des Jahresabschlusses, der den Vorschriften der EigVO NRW in Verbindung mit 

den einschlägigen deutschen für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschrif-

ten und den ergänzenden Regelungen in der Satzung in allen wesentlichen Belangen entspricht, 

und dafür, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmä-

ßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Fi-

nanz- und Ertragslage des Zweckverbandes vermittelt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter 

verantwortlich für die internen Kontrollen, die sie in Übereinstimmung mit den deutschen Grunds-

ätzen ordnungsmäßiger Buchführung als notwendig bestimmt haben, um die Aufstellung eines 

Jahresabschlusses zu ermöglichen, der frei von wesentlichen – beabsichtigten oder unbeabsich-

tigten – falschen Darstellungen ist. 

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafür verantwortlich, 

die Fähigkeit des Zweckverbandes zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des 

Weiteren haben sie die Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit der Fortführung der 
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Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus sind sie dafür verantwort-

lich, auf der Grundlage des Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unterneh-

menstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder rechtliche Gegebenheiten 

entgegenstehen. 

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Aufstellung des Lageberichts, der 

insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des Zweckverbandes vermittelt sowie in allen we-

sentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss in Einklang steht, den Vorschriften der EigVO 

NRW in Verbindung mit den einschlägigen deutschen für Kapitalgesellschaften geltenden han-

delsrechtlichen Vorschriften und den ergänzenden Bestimmungen der Satzung entspricht und die 

Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt. Ferner sind die gesetzli-

chen Vertreter verantwortlich für die Vorkehrungen und Maßnahmen (Systeme), die sie als not-

wendig erachtet haben, um die Aufstellung eines Lageberichts in Übereinstimmung mit den 

anzuwendenden Vorschriften der EigVO NRW in Verbindung mit den einschlägigen deutschen 

für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften und der Satzung zu ermögli-

chen, und um ausreichende geeignete Nachweise für die Aussagen im Lagebericht erbringen zu 

können. 

Verantwortung des Abschlussprüfers für den Jahresabschluss und den Lagebericht

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss als 

Ganzes frei von wesentlichen – beabsichtigten oder unbeabsichtigten – falschen Darstellungen 

ist, und ob der Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des Zweckverbandes 

vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss sowie mit den bei der 

Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht, den Vorschriften der EigVO NRW in Ver-

bindung mit den einschlägigen deutschen für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen 

Vorschriften und der Satzung entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwick-

lung zutreffend darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unsere Prüfungsurteile 

zum Jahresabschluss und zum Lagebericht beinhaltet. 

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine in 

Übereinstimmung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) 

festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführte Prüfung 

eine wesentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstellungen können aus Verstö-

ßen oder Unrichtigkeiten resultieren und werden als wesentlich angesehen, wenn vernünftiger-

weise erwartet werden könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die auf der Grundlage dieses 
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Jahresabschlusses und Lageberichts getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von Adressa-

ten beeinflussen. 

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine kritische 

Grundhaltung. Darüber hinaus 

• identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher – beabsichtigter oder unbeabsich-

tigter – falscher Darstellungen im Jahresabschluss und im Lagebericht, planen und führen 

Prüfungshandlungen als Reaktion auf diese Risiken durch sowie erlangen Prüfungsnach-

weise, die ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zu 

dienen. Das Risiko, dass wesentliche falsche Darstellungen nicht aufgedeckt werden, ist bei 

Verstößen höher als bei Unrichtigkeiten, da Verstöße betrügerisches Zusammenwirken, Fäl-

schungen, beabsichtigte Unvollständigkeiten, irreführende Darstellungen bzw. das Außer-

kraftsetzen interner Kontrollen beinhalten können. 

• gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung des Jahresabschlusses relevanten 

internen Kontrollsystem und den für die Prüfung des Lageberichts relevanten Vorkehrungen 

und Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu planen, die unter den gegebenen Umständen 

angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit dieser Sys-

teme des Zweckverbandes abzugeben. 

• beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern angewandten Rech-

nungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von den gesetzlichen Vertretern darge-

stellten geschätzten Werte und damit zusammenhängenden Angaben. 

• ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von den gesetzlichen Vertre-

tern angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätig-

keit sowie, auf der Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, ob eine wesentliche 

Unsicherheit im Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, die bedeut-

same Zweifel an der Fähigkeit des Zweckverbandes zur Fortführung der Unternehmenstä-

tigkeit aufwerfen können. Falls wir zu dem Schluss kommen, dass eine wesentliche 

Unsicherheit besteht, sind wir verpflichtet, im Bestätigungsvermerk auf die dazugehörigen 

Angaben im Jahresabschluss und im Lagebericht aufmerksam zu machen oder, falls diese 

Angaben unangemessen sind, unser jeweiliges Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen 

unsere Schlussfolgerungen auf der Grundlage der bis zum Datum unseres Bestätigungsver-
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merks erlangten Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereignisse oder Gegebenheiten können je-

doch dazu führen, dass der Zweckverband seine Unternehmenstätigkeit nicht mehr fortfüh-

ren kann. 

• beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den Inhalt des Jahresabschlusses 

einschließlich der Angaben sowie ob der Jahresabschluss die zugrundeliegenden Geschäfts-

vorfälle und Ereignisse so darstellt, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der deut-

schen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen 

entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Zweckverbandes vermit-

telt. 

• beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem Jahresabschluss, seine Gesetzesent-

sprechung und das von ihm vermittelte Bild von der Lage des Zweckverbandes. 

• führen wir Prüfungshandlungen zu den von den gesetzlichen Vertretern dargestellten zu-

kunftsorientierten Angaben im Lagebericht durch. Auf Basis ausreichender geeigneter Prü-

fungsnachweise vollziehen wir dabei insbesondere die den zukunftsorientierten Angaben von 

den gesetzlichen Vertretern zugrunde gelegten bedeutsamen Annahmen nach und beurtei-

len die sachgerechte Ableitung der zukunftsorientierten Angaben aus diesen Annahmen. Ein 

eigenständiges Prüfungsurteil zu den zukunftsorientierten Angaben sowie zu den zugrunde-

liegenden Annahmen geben wir nicht ab. Es besteht ein erhebliches unvermeidbares Risiko, 

dass künftige Ereignisse wesentlich von den zukunftsorientierten Angaben abweichen. 

Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter anderem den geplanten Umfang 

und die Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen, einschließlich etwa-

iger Mängel im internen Kontrollsystem, die wir während unserer Prüfung feststellen.“ 
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 SCHLUSSBEMERKUNG 

Den vorstehenden Bericht über unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichtes 

für das Geschäftsjahr 2021 des Nahverkehrs-Zweckverband Niederrhein, Wesel, erstatten wir in 

Übereinstimmung mit den gesetzlichen Vorschriften und den deutschen Grundsätzen ordnungs-

mäßiger Berichterstattung bei Abschlussprüfungen (Prüfungsstandard des Instituts der Wirt-

schaftsprüfer - IDW PS 450). 

Zu dem von uns mit Datum vom 12. April 2022 erteilten nicht modifizierten Bestätigungsvermerk 

verweisen wir auf Berichtsabschnitt F. „Wiedergabe des Bestätigungsvermerkes“. 

Bochum, 12. April 2022 

WPR RHEIN-RUHR GMBH 
WIRTSCHAFTSPRÜFUNGSGESELLSCHAFT 

Stephan Nickel Christoph Maniura 
Wirtschaftsprüfer Wirtschaftsprüfer 



Anlagen 
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AKTIVA PASSIVA

31.12.2021 31.12.2020 31.12.2021 31.12.2020

€ € € €

A. ANLAGEVERMÖGEN A. EIGENKAPITAL

Finanzanlagen Rücklagen

Beteiligungen 25.000,00 25.000,00 Allgemeine Rücklage 25.000,00 25.000,00

B. UMLAUFVERMÖGEN B. RÜCKSTELLUNGEN

Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände Sonstige Rückstellungen 2.094,00 1.950,00

Sonstige Vermögensgegenstände 2.094,00 1.950,00

27.094,00 26.950,00 27.094,00 26.950,00

Nahverkehrs-Zweckverband Niederrhein,

Wesel

BILANZ ZUM 31. DEZMBER 2021



Anlage 2

2021 2020

€ €

1. Sonstige betriebliche Erträge 1)
5.674,71 2.450,55

2. Sonstige betriebliche Aufwendungen 2)
5.674,71 2.450,55

3. Ergebnis nach Steuern 0,00 0,00

4. Jahresüberschuss 0,00 0,00

1)

2)

Nahverkehrs-Zweckverband Niederrhein,

Wesel

GEWINN- UND VERLUSTRECHNUNG

FÜR DIE ZEIT VOM 1. JANUAR BIS 31. DEZEMBER 2021

Erstattungen von Aufwendungen durch die VRR AöR aufgrund der Aufgaben- und

Vermögensübertragung

Aufwendungen für den Jahresabschluss und die Gremien
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Nahverkehrs-Zweckverband Niederrhein, 
Wesel 

ANHANG FÜR DAS GESCHÄFTSJAHR 2021 

I. VORBEMERKUNG 

Der Nahverkehrs-Zweckverband Niederrhein (nachfolgend auch NVN oder ZV NVN) hat zum 1. Ja-
nuar 2008 seine SPNV-Aufgaben auf die gemeinsame VRR AöR übertragen und die Aufgaben im Zusam-
menhang mit eigenen Angelegenheiten (Wirtschaftsführung, Rechnungswesen und Gremienmanagement) 
zur Durchführung auf die gemeinsame VRR AöR übertragen. Seit der Aufgabenübertragung ist der NVN 
nicht mehr operativ tätig.  

Die zur Durchführung übertragenen Aufgaben des ZV NVN - insbesondere die Wirtschaftsführung, das 
Rechnungswesen und das Gremienmanagement - sind im Rechnungswesen des NVN abgebildet. Die 
vollständig übertragenen SPNV-Aufgaben sind im Rechnungswesen der gemeinsamen VRR AöR abgebil-
det. 

II. ALLGEMEINE ANGABEN ZU INHALT UND GLIEDERUNG DES 
JAHRESABSCHLUSSES 

Der Jahresabschluss ist gemäß § 18 Absatz 3 GKG i.V.m. § 5 der Zweckverbandssatzung nach handels-
rechtlichen Grundsätzen entsprechend der für Eigenbetriebe geltenden Vorschriften aufgestellt. Dabei fin-
den die Vorschriften des Handelsgesetzbuches über die Rechnungslegung großer Kapitalgesellschaften 
sinngemäß Anwendung, soweit sich aus der Eigenbetriebsverordnung nichts anderes ergibt.  

Die im Vorjahr angewandten Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden wurden unverändert beibehalten.  

Die Bilanz und die Gewinn- und Verlustrechnung wurden nach den Vorschriften des GkG und den Gliede-
rungsschemata der §§ 266 und 275 HGB aufgestellt. Die Gewinn- und Verlustrechnung ist nach dem Ge-
samtkostenverfahren aufgestellt.  

III. BILANZIERUNGS- UND BEWERTUNGSMETHODEN 

Die Bewertung des Anlagevermögens erfolgt zu Anschaffungskosten.  

Die Forderungen und sonstigen Vermögensgegenstände sind mit den Nominalwerten angesetzt.  

Das Eigenkapital ist mit dem Nennbetrag ausgewiesen. 

Die sonstigen Rückstellungen berücksichtigen alle erkennbaren Risiken und ungewissen Verpflichtun-
gen. Die Rückstellungen sind mit dem Erfüllungsbetrag bemessen, der nach vernünftiger kaufmännischer 
Beurteilung notwendig ist.  

IV. ERLÄUTERUNGEN ZU EINZELNEN POSTEN DER BILANZ  

Die Zusammensetzung und Entwicklung des Anlagevermögens ergibt sich aus dem Anlagenspiegel (An-
lage zum Anhang). Die Finanzanlagen betreffen zum Bilanzstichtag die Beteiligung an der VRR AöR, Es-
sen (T€ 25).  
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Unter den sonstigen Vermögensgegenständen ist zum Bilanzstichtag die Forderung gegen die VRR 
AöR aufgrund des Erstattungsanspruchs für Jahresabschlusskosten ausgewiesen. 

Die Zusammensetzung und Entwicklung des Eigenkapitals ist nachfolgend dargestellt: 

01.01.2021 Zugang (+)/ 31.12.2021
Abgang (-)

T€ T€ T€

Allgemeine Rücklage 25    0    25    

Die allgemeine Rücklage ergibt sich aus dem Reinvermögen (Vermögen abzüglich Schulden) zum Zeit-
punkt der Erstellung der Eröffnungsbilanz auf den 1. Januar 2008 nach Abzug der zweckgebundenen Son-
derrücklage, die im Jahr 2009 zweckentsprechend aufgelöst wurde. 

Als sonstige Rückstellung sind die Kosten für den Jahresabschluss zurückgestellt. 

V. ERLÄUTERUNGEN ZU EINZELNEN POSTEN DER GEWINN- UND 
VERLUSTRECHNUNG 

Die sonstigen betrieblichen Erträge berücksichtigen die Erstattung von der VRR AöR für die als sonstige 
betriebliche Aufwendungen ausgewiesenen Jahresabschluss- und Gremienaufwendungen. 

Der Jahresüberschuss beträgt T€ 0.  

VI. SONSTIGE ANGABEN 

Verbandsvorsteherin im Geschäftsjahr 2021 war ab 23.02.2021 Frau Silke Gorißen. Stellvertretende Ver-
bandsvorsteherin war Frau Zandra Boxnick. Die Verbandsvorsteherinnen haben keine Bezüge erhalten. 

Der Verbandsversammlung gehörten im Berichtsjahr folgende Damen und Herren an: 

a) Vorsitzende/r der Verbandsversammlung 

Gerber-Weichelt, Gabriele Vorsitzende Sparkassenbetriebswirtin 
Heinzel, Freddy stellv. Vorsitzender  Rechtsanwalt 

b) Stimmberechtigte Mitglieder

Aster, Lukas Lehrer, Oberstudienrat 

Beer, Doris Dr.  Sozialwissenschaftlerin 

Berger, Frank Sozialversicherungsfachangestellter 

Borges, Constantin Student, Mitarbeiter Wahlkreisbüro 

Borkes, Karl bis 13.01.2021 Verwaltungsbeamter, Kreiskämmerer 

Brohl, Ingo ab 14.01.2021 Landrat 

Düllings, Paul Betriebswirt 
Eicker, Sigrid Rentnerin 
Erkens, Hans-Willi ab 21.01.2021 Dipl.-Verwaltungswirt 
Fenger, Andre ab 21.01.2021 Zollbeamter 
Hälker, Silke Verwaltungsbeamtin 
Kannenberg, Torsten 
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Krystof, David Student 
Müller, Thomas Wirtschaftsingenieur 

Paic, Peter Dr. Leiter Kundenmanagement IT.NRW 

Palmen, Manfred bis 20.01.2021 Rechtsanwalt 

Reuter, Tim bis 20.01.2021 

Vopersal, Jörg Dipl-Sozialarbeiter 

Weiß, Hans-Peter Dr. ab 13.11.2020 Lehrer 

c) Stellvertretende Mitglieder 

Abram, Marcus Dipl.-Bauingenieur 

Backhaus, Paula ab 21.01.2021 

Bartsch, Jürgen Rentner 

Borkes, Karl ab 14.01.2021 Verwaltungsbeamter, Kreiskämmerer 

Depta, Regina Ella Emmy Bürokauffrau 

Erkens, Hans-Willi bis 21.01.2021 Dipl.-Verwaltungswirt 
Fenger, Andre bis 21.01.2021 Zollbeamter 

Francken,Ulrich ab 21.01.2021 Polizeibeamter/Bürgermeister – Pensionär- 

Franken, Jürgen Finanzbeamter 

Friedmann, Peter bis 20.01.2021 Bundesbeamter 

Gricksch, Bert ab 21.01.2021 Kriminaldirektor a.D.

Hanke-Berens, Elisabeth ab 13.11.2020 Rentnerin 

Hebben, Wolfgang ab 21.01.2021 Kommunalbeamter/Kreiskämmerer 

Heine, Pia ab 21.01.2021 

Hoffmann, Johannes Postangestellter 

Kraschinski, Richard Pensionär 

Krebber, Dr. Klaus bis 20.01.2021 Arzt 
Kretz-Manteuffel, Rudolf Rechtsanwalt 
Krystof, Kathrin ab 21.01.2021 

Miltner, Britta ab 21.01.2021 Dipl. Finanzwirti 
Neffe, Ulrich ab 21.01.2021 Rentner 
Prior, Helmut bis 20.01.2021 Hochschullehrer 
Reynders, Rudolf bis 20.01.2021 Kreiskämmerer 

Severin, Rainer bis 20.01.2021 IT-Fachmann 

Stevens, Agnes bis 20.01.2021 Zollbeamtin 

Trippe, Wilhelm Rentner 

van de Sand, André bis 13.01.2021 Fachdienstleiter Finanzen und Beteiligungen 

Die Mitglieder der Verbandsversammlung haben kein pauschaliertes Sitzungsgeld erhalten. 

Das Honorar des Abschlussprüfers im Geschäftsjahr 2021 beträgt für Abschlussprüfungsleistungen T€ 2 
einschließlich Umsatzsteuer. 

Beim ZV NVN sind keine Mitarbeiter im Stellenplan berücksichtigt und tätig.  

Wesel, 04. März 2022 Verbandsvorsteherin 



ANSCHAFFUNGS- UND HERSTELLUNGSKOSTEN BUCHWERTE

Stand Stand Stand Stand Stand Stand

01.01.2021 Zugänge Abgänge 31.12.2021 01.01.2021 Zugänge Abgänge 31.12.2021 31.12.2021 31.12.2020

€ € € € € € € € € €

Finanzanlagen

Beteiligungen 25.000,00 0,00 0,00 25.000,00 0,00 0,00 0,00 0,00 25.000,00 25.000,00

Anlage zum Anhang

Nahverkehrs-Zweckverband Niederrhein,

Entwicklung des Anlagevermögens zum 31. Dezember 2021

Wesel

ABSCHREIBUNGEN
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Nahverkehrs-Zweckverband Niederrhein, 
Wesel 

LAGEBERICHT FÜR DAS GESCHÄFTSJAHR 2021 

I. Betätigung im Rahmen der öffentlichen Zwecksetzung 

Aufgabe des ZV NVN ist die Durchführung der kraft Gesetz und durch Satzung oder durch Vertrag über-
tragenen Aufgaben. Die satzungsmäßigen Aufgaben des ZV NVN lauten wie folgt: 

• Planung, Organisation, Ausgestaltung und Finanzierung des SPNV, 

• Hinwirkung auf integrierte Verkehrsgestaltung im ÖPNV, insbesondere auf die Fortentwicklung des 
bestehenden Gemeinschaftstarifes, auf die Bildung kooperationsraumübergreifender Tarife mit dem 
Ziel eines landesweiten Tarifes, auf ein koordiniertes Verkehrsangebot im ÖPNV und einheitliche Be-
förderungsbedingungen, Produkt- und Qualitätsstandards, Fahrgastinformations- und Betriebssys-
teme und ein übergreifendes Marketing, 

• Aufstellung des Nahverkehrsplanes, insbesondere für den SPNV. 

Der ZV NVN betätigt sich innerhalb des Rahmens der öffentlichen Zwecksetzung und hat den öffentlichen 
Zweck erreicht. 

II. Wirtschaftsbericht 

Geschäftstätigkeit 
Der ZV NVN hat der VRR AöR seine Aufgaben gemäß § 4 Absatz 1 der Zweckverbandssatzung (Aufgaben 
im ÖPNV) übertragen sowie die Aufgaben nach § 5 Nr. 1, 2, 4 und 5 der Zweckverbandssatzung (eigene 
Angelegenheiten) zur Durchführung übertragen. 

Im Rechnungswesen des ZV NVN werden die Sachverhalte aus den zur Durchführung auf die VRR AöR 
übertragenen Aufgaben (eigene Angelegenheiten) abgebildet. Es handelt sich insbesondere um Aufwen-
dungen für die Gremien und für das Rechnungswesen sowie die Erträge aus Kostenerstattungen durch die 
VRR AöR. Die vollständig auf die VRR AöR übertragenen Aufgaben sind im Rechnungswesen der gemein-
samen VRR AöR abgebildet. 

Geschäftsverlauf 
Der ZV NVN war im Geschäftsjahr 2021 aufgrund der Aufgabenübertragung auf die VRR AöR nicht operativ 
tätig. Die vollständig auf die VRR AöR übertragenen Aufgaben sind im Rechnungswesen der gemeinsamen 
VRR AöR berücksichtigt.  

Der Geschäftsverlauf 2021 erfolgte planmäßig. 

Vermögens- und Ertragslage 
In der Bilanz zum 31. Dezember 2021 sind im Wesentlichen die Beteiligungen an der VRR AöR (T€ 25) als 
Anlagevermögen sowie das Eigenkapital (T€ 25) ausgewiesen. 

Die Gewinn- und Verlustrechnung weist Aufwendungen und Erträge in Höhe von jeweils T€ 6 aus. Das 
Jahresergebnis beträgt € 0,00. 

Die Finanzierung der übertragenen Aufgaben des ZV NVN erfolgt über die VRR AöR als Empfänger der 
Zuwendungen vom Land NRW für den Kooperationsraum A.  
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III. Prognosebericht 

Der Wirtschaftsplan 2022 wurde von der Verbandsversammlung am 14. Dezember 2021 beschlossen und 
berücksichtigt weiterhin die Aufgabenübertragung auf die VRR AöR. 

Die Verbandsvorsteherin des ZV NVN hat aus formalen Gründen entsprechend § 18 GkG in Verbindung 
mit § 5 der Zweckverbandssatzung einen Wirtschaftsplan für 2022, bestehend aus dem Erfolgsplan (ohne 
eigene Erträge und Aufwendungen) aufgestellt, in dem Erträge und Aufwendungen des ZV NVN analog 
der Wirtschaftsplanung der VRR AöR nachrichtlich dargestellt sind. Auf die Aufstellung eines Vermögens-
planes wurde verzichtet, da keine Sachverhalte für das Jahr 2022 abzubilden sind. Ein Stellenplan wurde 
nicht erstellt, da keine Stellen eingerichtet sind. Eine mittelfristige Ergebnis- und Finanzplanung gemäß 
§ 18 EigVO NRW ist entbehrlich, da der ZV NVN nicht operativ tätig ist und keine Finanzmittel direkt ver-
waltet. 

IV. Chancen- und Risikobericht 

Der Aufgabencharakter, die Geschäftstätigkeit und die Finanzierung des ZV NVN bergen keine Risiken im 
Sinne einer Bestandsgefährdung. Die Finanzierung erfolgt über öffentliche Zuschüsse des Landes NRW 
bei der VRR AöR. 

Risiken können sich in Form unwirtschaftlichen Handelns und eingeschränkter Leistungsbereitschaft für 
die Aufgabenerfüllung ergeben. Entsprechende Risikoinformationssysteme sind bei der VRR AöR vorhan-
den und werden im Rahmen des Controllings weiterentwickelt. Das Controlling liefert zeitnah entschei-
dungsorientierte Managementinformationen. 

Das Controllingsystem der VRR AöR einschließlich der Kosten- und Leistungsrechnung dient als Grund-
lage für die kontinuierliche Soll-/Ist-Analyse und die darauf aufbauenden Abstimmungsgespräche zu den 
ermittelten Abweichungen. 

Die Sicherheit im Bereich der IT-Struktur und der Datenschutzbestimmungen werden ständig überprüft. 

Der hohe Digitalisierungsgrad beim VRR ermöglicht auch in der Corona-Krise eine planmäßige Aufga-
benerledigung durch den VRR. 

Für die SPNV-Finanzierung bei der VRR AöR konnten im Jahr 2021 die in Folge der Covid-19-Pandemie
geringeren Fahrgeldeinnahmen durch die vom Land NRW gewährten Billigkeitsleistungen zum Ausgleich 
von Schäden im ÖPNV vom Land NRW (COVID-19) ausgeglichen werden, so dass sich kein Fehlbetrag 
ergeben hat. 

Für das Jahr 2022 wurde eine Zusage von Bund und Land zur Erweiterung der Richtlinien für Corona-
Billigkeitsleistungen ÖPNV NRW vom 25.08.2020 erteilt. Mit Zustimmung des Haushalts- und Finanzaus-
schusses des Landtags am 31. März 2022 stellt die Landesregierung zusätzlich € 300 Mio. bereit, um Ver-
luste der Verkehrsunternehmen und der ÖPNV-Aufgabenträger aus dem Ticketverkauf in der Corona-Krise 
auszugleichen, so dass sich bei der VRR AöR voraussichtlich kein zusätzlicher Finanzierungsbedarf ergibt. 

Das Risiko, dass es zu Marktaustritten der EVU im Kooperationsraum A kommen kann, besteht weiterhin. 
Die VRR AöR arbeitet zurzeit im Rahmen von Verkehrsvertrag 2.0 mit allen betroffenen EVU und den 
anderen beteiligten AT an einer Lösung hinsichtlich der Anpassung von Verkehrsverträgen unter Berück-
sichtigung der aktuellen Entwicklungen am Mark. Sollte keine Lösung erzielt werden bzw. eine Finanzie-
rung der Anpassung nicht möglich sein, könnte es im schlimmsten Fall zu Marktaustritten von EVU kommen 
und die VRR AöR müsste vertragliche Maßnahmen zur Sicherung der Verkehre vornehmen, für die weitaus 
mehr Budget vorgehalten werden müsste. In diesem Fall sind Möglichkeiten zur Finanzierung zu prüfen. 

Mehraufwendungen durch Notvergaben aufgrund der Insolvenz von Abellio und deren Finanzierung 
durch zusätzliche Landesmittel sind bereits im Wirtschaftsplan 2022 berücksichtigt. Die Mehrkosten für die 
VRR AöR im Zeitraum der Notvergabe bis Ende 2023 liegen in einer Größenordnung von € 100 Mio. Das 
Gesamtausmaß der Mehrkosten aus der Abellio-Insolvenz wird maßgeblich bestimmt durch die Ergebnisse 
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der Neuausschreibung der Verkehrsverträge für den Zeitraum nach 2023. Das Land NRW hat den Aus-
gleich der möglichen Schäden aus der Insolvenz von Abellio bei den betroffenen SPNV-Aufgabenträgern 
in den kommenden Jahren bis zu einer Gesamthöhe von € 430 Mio. aus Regionalisierungsmitteln zugesi-
chert. Ob diese Finanzierungshilfen ausreichen um die Mehrkostenbelastungen auszugleichen, hängt von 
den Ergebnissen der Neuausschreibungen ab.  

Steigende Energiekosten führen zu höheren Aufwendungen im Bereich der SPNV-Finanzierung. Gegen-
über den im Wirtschaftsplan 2022 kalkulierten Energiekosten von ca. € 69 Mio. ergeben sich bereits auf-
grund der aktuellen Energiepreisentwicklung in den ersten zwei Monaten des Jahres 2022 zusätzliche Auf-
wendungen von vorläufig € 22 Mio. Die weitere Entwicklung insbesondere im Zusammenhang mit dem 
Ukraine-Krieg wird von der VRR AöR beobachtet. Zwischen den Hausspitzen der NRW-AT und der Ver-
kehrsministerin persönlich finden bereits Gespräche zur Deckung dieses Finanzproblems statt. Die Bun-
desländer sind wiederum im Gespräch mit dem Bundesverkehrsministerium zur Aufstockung der Regiona-
lisierungsmittel zu diesem konkreten Zweck. Es wird davon ausgegangen, dass die steigenden Energie-
kosten durch zusätzliche Regionalisierungsmittel finanziert werden. 

Unter Berücksichtigung der für das Jahr 2022 vorerst auskömmlichen Finanzierung des SPNV-Etats und 
der voraussichtlichen Finanzierung steigender Energiekosten durch zusätzliche Regionalisierungsmittel er-
geben sich bei der VRR AöR für das Jahr 2022 für die SPNV-Finanzierung keine bestandsgefährdenden 
Risiken. 

Risiken der künftigen Entwicklung und Risiken, die den Fortbestand des ZV NVN gefährden könnten, sind 
derzeit nicht erkennbar. 

Wesel, 12. April 2022   Verbandsvorsteherin 
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BESTÄTIGUNGSVERMERK DES UNABHÄNGIGEN ABSCHLUSSPRÜFERS 

An den Nahverkehrs-Zweckverband Niederrhein, Wesel: 

Prüfungsurteile 

Wir haben den Jahresabschluss des Nahverkehrs-Zweckverband Niederrhein, Wesel,  

- bestehend aus der Bilanz zum 31. Dezember 2021 und der Gewinn- und Verlustrechnung 

für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2021 sowie dem Anhang, 

einschließlich der Darstellung der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden - geprüft. Darüber 

hinaus haben wir den Lagebericht des Nahverkehrs-Zweckverband Niederrhein für das 

Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2021 geprüft. 

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse 

• entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den 

Vorschriften der EigVO NRW in Verbindung mit den einschlägigen deutschen für 

Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften und den ergänzenden 

Regelungen der Satzung und vermittelt unter Beachtung der deutschen Grundsätze 

ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild 

der Vermögens- und Finanzlage des Zweckverbandes zum 31. Dezember 2021 sowie 

seiner Ertragslage für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2021 und 

• vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des 

Zweckverbandes. In allen wesentlichen Belangen steht dieser Lagebericht in Einklang mit 

dem Jahresabschluss, entspricht den Vorschriften der EigVO NRW in Verbindung mit den 

einschlägigen deutschen für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen 

Vorschriften und stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend 

dar.  

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen Einwendungen 

gegen die Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des Lageberichts geführt hat. 

Grundlage für die Prüfungsurteile

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts in Übereinstimmung 

mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten 

deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Unsere 
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Verantwortung nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist im Abschnitt „Verantwortung des 

Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts“ unseres 

Bestätigungsvermerks weitergehend beschrieben. 

Wir sind von dem Zweckverband unabhängig in Übereinstimmung mit den deutschen 

handelsrechtlichen und berufsrechtlichen Vorschriften und haben unsere sonstigen deutschen 

Berufspflichten in Übereinstimmung mit diesen Anforderungen erfüllt.  

Wir sind der Auffassung, dass die von uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und 

geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum 

Lagebericht zu dienen. 

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter für den Jahresabschluss und den Lagebericht

Die gesetzlichen Vertreter des Nahverkehrs-Zweckverband Niederrhein sind verantwortlich für 

die Aufstellung des Jahresabschlusses, der den Vorschriften der EigVO NRW in Verbindung 

mit den einschlägigen deutschen für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen 

Vorschriften und den ergänzenden Regelungen in der Satzung in allen wesentlichen Belangen 

entspricht, und dafür, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze 

ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der 

Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Zweckverbandes vermittelt. Ferner sind die 

gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die internen Kontrollen, die sie in Übereinstimmung 

mit den deutschen Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung als notwendig bestimmt 

haben, um die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu ermöglichen, der frei von wesentlichen 

– beabsichtigten oder unbeabsichtigten – falschen Darstellungen ist. 

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafür 

verantwortlich, die Fähigkeit des Zweckverbandes zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit 

zu beurteilen. Des Weiteren haben sie die Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang 

mit der Fortführung der Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. Darüber 

hinaus sind sie dafür verantwortlich, auf der Grundlage des Rechnungslegungsgrundsatzes 

der Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder 

rechtliche Gegebenheiten entgegenstehen. 

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Aufstellung des Lageberichts, 

der insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des Zweckverbandes vermittelt sowie in 

allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss in Einklang steht, den Vorschriften der 
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EigVO NRW in Verbindung mit den einschlägigen deutschen für Kapitalgesellschaften 

geltenden handelsrechtlichen Vorschriften und den ergänzenden Bestimmungen der Satzung 

entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt. 

Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Vorkehrungen und Maßnahmen 

(Systeme), die sie als notwendig erachtet haben, um die Aufstellung eines Lageberichts in 

Übereinstimmung mit den anzuwendenden Vorschriften der EigVO NRW in Verbindung mit 

den einschlägigen deutschen für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen 

Vorschriften und der Satzung zu ermöglichen, und um ausreichende geeignete Nachweise für 

die Aussagen im Lagebericht erbringen zu können. 

Verantwortung des Abschlussprüfers für den Jahresabschluss und den Lagebericht

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss 

als Ganzes frei von wesentlichen – beabsichtigten oder unbeabsichtigten – falschen 

Darstellungen ist, und ob der Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des 

Zweckverbandes vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss 

sowie mit den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht, den Vorschriften 

der EigVO NRW in Verbindung mit den einschlägigen deutschen für Kapitalgesellschaften 

geltenden handelsrechtlichen Vorschriften und der Satzung entspricht und die Chancen und 

Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk zu 

erteilen, der unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht beinhaltet. 

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine 

in Übereinstimmung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer 

(IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung 

durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. Falsche 

Darstellungen können aus Verstößen oder Unrichtigkeiten resultieren und werden als 

wesentlich angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet werden könnte, dass sie einzeln oder 

insgesamt die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses und Lageberichts getroffenen 

wirtschaftlichen Entscheidungen von Adressaten beeinflussen. 

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine kritische 

Grundhaltung. Darüber hinaus 

• identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher – beabsichtigter oder 

unbeabsichtigter – falscher Darstellungen im Jahresabschluss und im Lagebericht, planen 

und führen Prüfungshandlungen als Reaktion auf diese Risiken durch sowie erlangen 

Prüfungsnachweise, die ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für unsere 
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Prüfungsurteile zu dienen. Das Risiko, dass wesentliche falsche Darstellungen nicht 

aufgedeckt werden, ist bei Verstößen höher als bei Unrichtigkeiten, da Verstöße 

betrügerisches Zusammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte Unvollständigkeiten, 

irreführende Darstellungen bzw. das Außerkraftsetzen interner Kontrollen beinhalten 

können. 

• gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung des Jahresabschlusses relevanten 

internen Kontrollsystem und den für die Prüfung des Lageberichts relevanten 

Vorkehrungen und Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu planen, die unter den 

gegebenen Umständen angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil 

zur Wirksamkeit dieser Systeme des Zweckverbandes abzugeben. 

• beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern angewandten 

Rechnungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von den gesetzlichen 

Vertretern dargestellten geschätzten Werte und damit zusammenhängenden Angaben. 

• ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von den gesetzlichen 

Vertretern angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der 

Unternehmenstätigkeit sowie, auf der Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, ob 

eine wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegebenheiten 

besteht, die bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit des Zweckverbandes zur Fortführung 

der Unternehmenstätigkeit aufwerfen können. Falls wir zu dem Schluss kommen, dass 

eine wesentliche Unsicherheit besteht, sind wir verpflichtet, im Bestätigungsvermerk auf 

die dazugehörigen Angaben im Jahresabschluss und im Lagebericht aufmerksam zu 

machen oder, falls diese Angaben unangemessen sind, unser jeweiliges Prüfungsurteil 

zu modifizieren. Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen auf der Grundlage der bis zum 

Datum unseres Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungsnachweise. Zukünftige 

Ereignisse oder Gegebenheiten können jedoch dazu führen, dass der Zweckverband 

seine Unternehmenstätigkeit nicht mehr fortführen kann. 

• beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den Inhalt des Jahresabschlusses 

einschließlich der Angaben sowie ob der Jahresabschluss die zugrundeliegenden 

Geschäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, dass der Jahresabschluss unter Beachtung 

der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen 

Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des 

Zweckverbandes vermittelt. 
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• beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem Jahresabschluss, seine 

Gesetzesentsprechung und das von ihm vermittelte Bild von der Lage des 

Zweckverbandes. 

• führen wir Prüfungshandlungen zu den von den gesetzlichen Vertretern dargestellten 

zukunftsorientierten Angaben im Lagebericht durch. Auf Basis ausreichender geeigneter 

Prüfungsnachweise vollziehen wir dabei insbesondere die den zukunftsorientierten 

Angaben von den gesetzlichen Vertretern zugrunde gelegten bedeutsamen Annahmen 

nach und beurteilen die sachgerechte Ableitung der zukunftsorientierten Angaben aus 

diesen Annahmen. Ein eigenständiges Prüfungsurteil zu den zukunftsorientierten 

Angaben sowie zu den zugrundeliegenden Annahmen geben wir nicht ab. Es besteht ein 

erhebliches unvermeidbares Risiko, dass künftige Ereignisse wesentlich von den 

zukunftsorientierten Angaben abweichen. 

Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter anderem den geplanten 

Umfang und die Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen, 

einschließlich etwaiger Mängel im internen Kontrollsystem, die wir während unserer Prüfung 

feststellen. 

Bochum, 12. April 2022 

WPR Rhein-Ruhr GmbH 
WIRTSCHAFTSPRÜFUNGSGESELLSCHAFT 

Stephan Nickel Christoph Maniura 
Wirtschaftsprüfer Wirtschaftsprüfer 
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A K T I V A

A. ANLAGEVERMÖGEN

31.12.2021 31.12.2020

€ €

25.000,00 25.000,00

Finanzanlagen

31.12.2021 31.12.2020

€ €

25.000,00 25.000,00

Beteiligungen

31.12.2021 31.12.2020

€ €

25.000,00 25.000,00

B. UMLAUFVERMÖGEN

31.12.2021 31.12.2020

€ €

2.094,00 1.950,00

Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände

31.12.2021 31.12.2020

€ €

2.094,00 1.950,00

AUFGLIEDERUNG UND ERLÄUTERUNG DER POSTEN DER BILANZ ZUM 31. DEZEMBER 

2021

Es handelt sich um die Beteiligung an der VRR AöR (T€ 25), die zu Anschaffungskosten

bilanziert ist. Das Stammkapital der VRR AöR beträgt gemäß § 30 Absatz 1 der Satzung der

gemeinsamen VRR AöR nach Eintritt des NVN insgesamt T€ 2.525.



Anlage 6
Seite 2

Sonstige Vermögensgegenstände

31.12.2021 31.12.2020

€ €

2.094,00 1.950,00

Es handelt sich um Forderungen gegen die VRR AöR aufgrund der Aufgaben-/Vermögens-

übertragung.
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P A S S I V A

A. EIGENKAPITAL

31.12.2021 31.12.2020

€ €

25.000,00 25.000,00

Rücklagen

31.12.2021 31.12.2020

€ €

25.000,00 25.000,00

Allgemeine Rücklage

31.12.2021 31.12.2020
€ €

25.000,00 25.000,00

B. RÜCKSTELLUNGEN

31.12.2021 31.12.2020

€ €

2.094,00 1.950,00

Sonstige Rückstellungen

31.12.2021 31.12.2020

€ €

2.094,00 1.950,00

Die Rückstellung betrifft die Aufwendungen für die Jahresabschlussprüfung und Veröffentlichung

des Jahresabschlusses.
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RECHTLICHE GRUNDLAGEN IM JAHR 2021 

A. GESETZLICHE GRUNDLAGEN 

Das Gesetz über den öffentlichen Personennahverkehr in Nordrhein-Westfalen (ÖPNVG NRW) 

regelt die Förderung des öffentlichen Schienen- und Personennahverkehrs (SPNV bzw. ÖPNV) 

und hat die Gewährleistung einer angemessenen Bedienung der Bevölkerung durch den ÖPNV 

zum Ziel.  

Durch die Zusammenarbeit der Gebietskörperschaften und der Verkehrsunternehmen des ÖPNV 

in Verkehrsverbünden in Bezug auf eine koordinierte Planung und Ausgestaltung des Leistungs-

angebotes sowie einheitliche und nutzerfreundliche Tarife soll die Attraktivität des ÖPNV gestei-

gert werden. Zu den Aufgabenträgern zählen neben Kreisen und kreisfreien Städten auch die 

Zweckverbände als überörtliche Zusammenschlüsse von Kreisen und kreisfreien Städten. 

Das ÖPNVG NRW regelt insbesondere auch die Finanzierung dieser Maßnahmen und Zuwen-

dungen des Landes in Form von Zuwendungen und Pauschalen.  

Das Gesetz über kommunale Gemeinschaftsarbeit (GkG) regelt die gemeinsame Zusammenarbeit 

von Gemeinden und Gemeindeverbänden in Zweckverbänden. Soweit nicht das GkG oder die 

Verbandssatzung besondere Vorschriften treffen, sind die Vorschriften der Gemeindeordnung für 

das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) sinngemäß anzuwenden. 

B. SATZUNG UND ORGANE 

Die Kreise Kleve und Wesel bilden zur gemeinsamen Wahrnehmung und Durchführung der durch 

Gesetz für den SPNV sowie zur Weiterentwicklung des ÖPNV übertragenen Aufgaben auf unbe-

stimmte Zeit einen Zweckverband nach dem GkG. 

Die für das Berichtsjahr geltende Satzung wurde letztmalig mit Beschluss der Verbandsversamm-

lung vom 1. April 2014 geändert. 

Der ZV führt den Namen „Nahverkehrs-Zweckverband Niederrhein“. 

Sitz des Nahverkehrs-Zweckverband Niederrhein (nachfolgend NVN oder ZV NVN) ist Wesel. 



Anlage 7 
Seite 2 

Der NVN tritt auf der Grundlage eines öffentlich-rechtlichen Vertrages zur Umsetzung des ÖPNVG 

NRW mit dem ZV VRR als weiterer Gewährträger der VRR AöR bei, die dadurch gemeinsame 

Anstalt im Sinne des § 5 a ÖPNVG NRW wird. 

Gemäß § 4 der Zweckverbandssatzung (ZVS) wurde dem Zweckverband folgende Aufgabe nach 

dem ÖPNVG NRW übertragen:  

Planung, Organisation, Ausgestaltung und Finanzierung des Schienenpersonennahverkehrs 

(SPNV) gemäß § 5 Abs. 3 Satz 1 ÖPNVG NRW in der bis zum 31.12.2007 gültigen Fassung.  

Dem Zweckverband oblagen nach § 5 Absatz 3 und § 6 Absatz 3 ÖPNVG NRW in der bis zum 

31.12.2007 gültigen Fassung folgende weitere Aufgaben:  

1. Hinwirkung auf eine integrierte Verkehrsgestaltung im ÖPNV, insbesondere auf die Fortent-

wicklung des bestehenden Gemeinschaftstarifes, auf die Bildung kooperationsraumübergrei-

fender Tarife mit dem Ziel eines landesweiten Tarifs, auf ein koordiniertes Verkehrsangebot im 

ÖPNV und einheitliche Beförderungsbedingungen, Produkt- und Qualitätsstandards, Fahrgas-

tinformations- und Betriebssysteme und ein übergreifendes Marketing gemäß § 5 Abs. 3 

ÖPNVG NRW  

2. Hinwirkung auf die Bildung des Gemeinschaftstarifs und einheitlicher Beförderungsbedingun-

gen und auf deren Anwendung und Fortentwicklung gemäß § 5 Abs. 3 Satz 2 i.V.m. § 14 Abs. 

2 Satz 1 ÖPNVG NRW  

3. Hinwirkung auf die Bildung von landesweiten Tarif- und landeseinheitlichen Beförderungsbe-

dingungen sowie die Bildung kooperations-raumübergreifender Tarife mit dem Ziel eines lan-

desweiten Tarifs gemäß § 6 Abs. 3 ÖPNVG NRW  

4. Aufstellung des Nahverkehrsplanes, insbesondere für den SPNV, gemäß §§ 8 und 9 ÖPNVG 

NRW. Der Zweckverband wirkt im Sinne von § 8 Abs. 2 ÖPNVG NRW darauf hin, dass die 

Verbandsmitglieder den Nahverkehrsplan beachten.  

Die Verbandsmitglieder können weitere Aufgaben auf den Zweckverband übertragen. Insbeson-

dere können sie dem Zweckverband die über die Erstellung des Nahverkehrsplanes hinausge-

hende Planung, Organisation und Ausgestaltung des straßengebundenen ÖPNV in seinem Ver-

bandsgebiet oder in Teilen des Verbandsgebietes übertragen.  
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Gemäß § 5 der ZVS i.V.m. § 5 Absatz 1 Satz 2 GkG obliegt dem Zweckverband die Verwaltung 

seiner eigenen Aufgaben. Diese umfassen: 

1. die Wirtschaftsführung und das Rechnungswesen des Zweckverbandes gemäß § 18 Absatz 3 

GkG in Verbindung mit §§ 9 ff Eigenbetriebsverordnung, insbesondere die Aufstellung des 

Wirtschaftsplans, die Buchführung und Kostenrechnung sowie die Aufstellung des Jahresab-

schlusses,  

2. das Finanzmanagement des Zweckverbandes,  

3. die personelle Besetzung der Organe der VRR AöR nach Maßgabe dieser Satzung,  

4. die Vorbereitung und Durchführung der Sitzungen und Beschlussfassungen der Verbandsver-

sammlung,  

5. die Auszahlung des Auslagenersatzes und des Verdienstausfalles gemäß § 14 Absatz 1 Satz 

2 ZVS.  

Der ZV NVN überträgt nach § 6 ZVS seine SPNV-Aufgaben gemäß § 4 Absatz 1 der ZVS auf die 

VRR AöR. 

Weiterhin überträgt der ZV seine in § 5 Satz 2 Nr. 1, 2, 4 und 5 ZVS geregelten Aufgaben (eigene 

Angelegenheiten) auf die VRR AöR zur Durchführung. 

Für die Aufgaben gemäß § 4 Absatz 2 ZVS liegt die Zuständigkeit gemäß § 5 Absatz 3 und § 6 

Absatz 3 ÖPNVG bei der VRR AöR.  

Die Verbandsmitglieder verpflichten sich, die Ziele der VRR AöR aktiv zu fördern und wirken auf 

die Umsetzung der Beschlüsse der VRR AöR in ihrem Einflussbereich hin. 

Organe des Zweckverbandes sind: 

• die Verbandsversammlung, 

• der/die Verbandsvorsteher/in. 

Die Verbandsversammlung besteht gemäß § 8 ZVS aus den Vertretern/innen der Verbandsmit-

glieder. Die Vertreter/innen werden durch die Vertretungskörperschaften für deren Wahlzeit aus 

ihrer Mitte oder aus den Dienstkräften der Verbandsmitglieder gewählt. Für jede/n Vertreter/in ist 

ein/e Stellvertreter/in für den Fall der Verhinderung zu wählen. 

Die Verbandsversammlung wählt aus ihrer Mitte eine/n Vorsitzende/n und ein/e oder mehrere 

Stellvertreter/innen. 
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Gemäß § 9 der ZVS beschließt die Verbandsversammlung über alle Angelegenheiten des ZV 

NVN, soweit nicht nach dem Gesetz über kommunale Gemeinschaftsarbeit (GkG) oder aufgrund 

der ZVS der/die Verbandsvorsteher/in zuständig ist.  

Insbesondere folgende Angelegenheiten sind nicht übertragbar: 

• die Änderungen der ZVS, 

• die Feststellung des Wirtschaftsplans und des Jahresabschlusses, 

• die Entlastung des Verbandsvorstehers, 

• die vermögensrechtlichen Entscheidungen von erheblicher Bedeutung, 

• die Wahl der in die Organe der VRR AöR zu entsendenden Vertreter des ZV NVN,  

• die Erteilung von Weisungen zur Stimmabgabe im Verwaltungsrat der VRR AöR in den Fällen 

des § 114 a Abs. 7 Satz 3 Ziffern 1 und 2 GO NW. 

Die Verbandsversammlung gibt sich eine Geschäftsordnung: in ihr sind insbesondere das Verfah-

ren, die Ladungsfristen, die Form der Einberufung sowie die Bildung von Ausschüssen zu regeln. 

Die Einberufung der Verbandsversammlung erfolgt durch die/den Vorsitzende/n. Sie ist mindes-

tens zweimal im Jahr einzuberufen. Sie ist unverzüglich einzuberufen, soweit es die Geschäftslage 

erfordert oder wenn ein Drittel der Mitglieder der Verbandsversammlung oder ein Verbandsmitglied 

schriftlich die Einberufung unter Angabe des Verhandlungsgegenstandes verlangt.  

Jedes Mitglied der Verbandsversammlung hat eine Stimme. Die Verbandsversammlung ist be-

schlussfähig, wenn ordnungsgemäß geladen und mindestens drei Viertel der satzungsmäßigen 

Mitglieder der Verbandsversammlung anwesend sind. Im Fall der Beschlussunfähigkeit ist binnen 

drei Tagen eine neue Versammlung zu einem mindestens acht Tage später liegenden Zeitpunkt 

einzuberufen. Diese Versammlung ist ohne Rücksicht auf die Zahl der anwesenden satzungsmä-

ßigen Mitglieder beschlussfähig, wenn in der Einladung hierauf hingewiesen worden ist. 

Grundsätzlich werden Beschlüsse mit einer Mehrheit von drei Vierteln der satzungsgemäßen Stim-

menzahl der Verbandsversammlung gefasst. Einzelheiten über die Abstimmung regelt eine Ge-

schäftsordnung.  

Die Verbandsversammlung wählt den/die Verbandsvorsteher/in aus dem Kreis der Hauptverwal-

tungsbeamten/innen der zum Zweckverband gehörenden Kreise für die Dauer von 36 Monaten 

(ab dem Wahltag nach § 14 KWahlG im Jahr 2020 für die Dauer von 30 Monaten), jedoch höchs-

tens für die Dauer ihres Hauptamtes. Der/die Verbandsvorsteher/in wird von seinem/er / ihrem/er 

Vertreter/in im Hauptamt vertreten. 
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Der/die Verbandsvorsteher/in und sein/e / ihre/r Stellvertreter/in dürfen der Verbandsversammlung 

nicht angehören; sie sind berechtigt und auf Verlangen der Verbandsversammlung verpflichtet, an 

deren Sitzungen teilzunehmen. 

Im Falle des Verlustes ihres Hauptamtes, insbesondere infolge einer Wahl gemäß § 44 Abs. 1 der 

Kreisordnung NW, üben sie ihr Amt nach Ablauf der Zeit, für die sie bestellt sind, bis zum Amtsan-

tritt des neubestellten Verbandsvorstehers bzw. der neubestellten Stellvertreter weiter aus. 

Der/die Verbandsvorsteher/in führt die Geschäfte nach Maßgabe der Gesetze, der Verbandssat-

zung und der Beschlüsse der Verbandsversammlung und vertritt den ZV NVN gerichtlich und au-

ßergerichtlich. 

Der/die Verbandsvorsteher/in hat jährlich vor Beginn des Wirtschaftsjahres den Entwurf des Wirt-

schaftsplanes festzustellen und der Verbandsversammlung vorzulegen. 

C. ÖFFENTLICH-RECHTLICHE VEREINBARUNG 

Im Jahr 2007 hat der ZV NVN mit dem ZV VRR und der VRR AöR eine öffentlich-rechtliche Ver-

einbarung zum Eintritt des NVN in die gemeinsame VRR AöR zur Umsetzung des zum 1. Januar 

2008 geänderten ÖPNVG NRW geschlossen. 

Im Zusammenhang mit der Aufgabenübertragung des NVN auf die VRR AöR sind im Wege der 

Gesamtrechtsnachfolge die Schuldverhältnisse des NVN auf die VRR AöR übergegangen und das 

Vermögen wurde übertragen. 

D. BETEILIGUNGEN 

Beteiligung an der Verkehrsverbund Rhein-Ruhr AöR, Essen 

Die Verbandsversammlung des ZV NVN hat mit Beschluss der öffentlich-rechtlichen Vereinbarung 

und der Satzungsänderungen zum 1. Januar 2008 in der Sitzung am 18. Juni 2007 den Beitritt in 

die VRR AöR zur Umsetzung der Änderung des ÖPNVG NRW zum 1. Januar 2008 beschlossen.  

Das Unternehmen führt den Namen „Verkehrsverbund Rhein-Ruhr AöR (VRR AöR)“ und ist eine 

rechtsfähige gemeinsame Anstalt öffentlichen Rechts i.S.d. § 5 a ÖPNVG NRW, § 114 a GO NW 

und § 1 KUV. 
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Der Sitz der VRR AöR ist Essen.  

Gewährträger der VRR AöR sind der Zweckverband Verkehrsverbund Rhein-Ruhr und der Nah-

verkehrs-Zweckverband Niederrhein.  

Das Stammkapital beträgt nach § 30 Absatz 1 der Satzung € 2.525.000,00. 

Wirtschaftsjahr ist gemäß § 30 Absatz 2 der Satzung das Kalenderjahr. 

Organe der VRR AöR sind: 

• der Verwaltungsrat, 

• der Vorstand, 

• der Vergabeausschuss, 

• der Ausschuss für Investitionen und Finanzen, 

• der Ausschuss für Tarif und Marketing, 

• der Ausschuss für Verkehr und Planung, 

• der Unternehmensbeirat. 

Wirtschaftsführung, Vermögensverwaltung und Rechnungslegung erfolgen gemäß den Be-

stimmungen des § 114 a GO NW und der KUV. 

Die Finanzierung der VRR AöR erfolgt im Wesentlichen über öffentliche Fördermittel und Einzah-

lungen des Gesellschafters ZV VRR in die Kapitalrücklage. 
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Nahverkehrs-Zweckverband Niederrhein, 
Wesel 

FRAGENKATALOG ZUR PRÜFUNG NACH § 53 HAUSHALTSGRUNDSÄTZEGESETZ 
(HGRG) FÜR DAS GESCHÄFTSJAHR 2021 

Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführungsorganisation (Fragenkreis 1) 

Fragenkreis 1:  Tätigkeit von Überwachungsorganen und Geschäftsleitung sowie indi-
vidualisierte Offenlegung der Organbezüge 

a) Gibt es Geschäftsordnungen für die Organe und einen Geschäftsverteilungsplan für 

die Geschäftsleitung sowie ggf. für die Konzernleitung? Gibt es darüber hinaus schrift-

liche Weisungen des Überwachungsorgans zur Organisation für die Geschäfts- sowie 

ggf. für die Konzernleitung (Geschäftsanweisung)? Entsprechen diese Regelungen 

den Bedürfnissen des Unternehmens bzw. des Konzerns?  

Die Rechte und Pflichten für die Organe des Nahverkehrs-Zweckverband Niederrhein (nachfol-

gend auch ZV NVN) ergeben sich aus der Verbandssatzung und der Geschäftsordnung für die 

Verbandsversammlung. Ein Geschäftsverteilungsplan ist entbehrlich. Die Einbindung der Ver-

bandsversammlung in die Entscheidungsprozesse entspricht nach unseren Feststellungen den 

Bedürfnissen des ZV NVN.  

b) Wie viele Sitzungen der Organe und ihrer Ausschüsse haben stattgefunden und wur-

den Niederschriften hierüber erstellt?  

Im Berichtsjahr hat eine Videokonferenz und drei Sitzungen der Verbandsversammlung stattge-

funden. Niederschriften wurden erstellt.  

c) In welchen Aufsichtsräten und anderen Kontrollgremien i. S. d. § 125 Abs. 1 Satz 3 

AktG sind die einzelnen Mitglieder der Geschäftsleitung tätig?  

Eine Aufstellung zu den Mitgliedschaften der Verbandsvorsteherin ist der Anlage 8 als Anhang 

beigefügt. 
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d) Wird die Vergütung der Organmitglieder (Geschäftsleitung, Überwachungsorgan) indi-

vidualisiert im Anhang des Jahresabschlusses/Konzernabschlusses aufgeteilt nach 

Fixum, erfolgsbezogenen Komponenten und Komponenten mit langfristiger Anreizwir-

kung ausgewiesen? Falls nein, wie wird dies begründet?  

Die Mitglieder der Verbandsversammlung und die Verbandsvorsteherin erhalten keine Vergütun-

gen vom ZV NVN. 

Ordnungsmäßigkeit des Geschäftsführungsinstrumentariums (Fragenkreise 2 bis 6) 

Fragenkreis 2:  Aufbau- und ablauforganisatorische Grundlagen 

a) Gibt es einen den Bedürfnissen des Unternehmens entsprechenden Organisations-

plan, aus dem Organisationsaufbau, Arbeitsbereiche und Zuständigkeiten/Weisungs-

befugnisse ersichtlich sind? Erfolgt dessen regelmäßige Überprüfung?  

Die Aufgaben des ZV NVN wurden in Gänze bzw. zur Durchführung auf die VRR AöR übertragen. 

Ein Organisationsplan ist insoweit entbehrlich. Zuständigkeiten sind in der Satzung und der Ge-

schäftsordnung der Verbandsversammlung geregelt. 

b) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass nicht nach dem Organisationsplan verfahren 

wird?  

Es haben sich keine Anhaltspunkte ergeben, dass nicht nach der Satzung und der Geschäftsord-

nung der Verbandsversammlung verfahren wird. 

c) Hat die Geschäftsleitung Vorkehrungen zur Korruptionsprävention ergriffen und do-

kumentiert?  

Der ZV NVN ist nicht operativ tätig. Die Vorkehrungen und die Dokumentation erfolgen bei der 

VRR AöR. 
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d) Gibt es geeignete Richtlinien bzw. Arbeitsanweisungen für wesentliche Entschei-

dungsprozesse (insbesondere Auftragsvergabe und Auftragsabwicklung, Personalwe-

sen, Kreditaufnahme und -gewährung)? Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass 

diese nicht eingehalten werden?  

Der ZV NVN ist nicht operativ tätig. Richtlinien und Arbeitsanweisungen sind beim ZV NVN ent-

behrlich und bestehen bei der VRR AöR. 

e) Besteht eine ordnungsmäßige Dokumentation von Verträgen (z. B. Grundstücksver-

waltung, EDV)?  

Eine ordnungsmäßige Dokumentation von Verträgen ist vorhanden.  

Fragenkreis 3:  Planungswesen, Rechnungswesen, Informationssystem und Control-

ling 

a) Entspricht das Planungswesen – auch im Hinblick auf Planungshorizont und Fort-

schreibung der Daten sowie auf sachliche und zeitliche Zusammenhänge von Projek-

ten – den Bedürfnissen des Unternehmens?  

In der Verbandssatzung ist festgelegt, dass der Wirtschaftsplan durch den Verbandsvorsteher 

aufzustellen und von der Verbandsversammlung zu beschließen ist. Aus formalen Gründen wird 

eine Wirtschaftsplanung erstellt. Der ZV NVN ist jedoch nicht operativ tätig, da alle Aufgaben auf 

die VRR AöR übertragen wurden und dort im Rechnungswesen abgebildet sind.  

b) Werden Planabweichungen systematisch untersucht?  

Im Rahmen des Rechnungswesens erfolgt eine systematische Untersuchung von Planabwei-

chungen bei der VRR AöR. 

c) Entspricht das Rechnungswesen einschließlich der Kostenrechnung der Größe und 

den besonderen Anforderungen des Unternehmens?  

Das Rechnungswesen ist angemessen und entspricht den Anforderungen des ZV NVN. Es wird 

über die VRR AöR abgewickelt. 
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d) Besteht ein funktionierendes Finanzmanagement, welches u. a. eine laufende Liquidi-

tätskontrolle und eine Kreditüberwachung gewährleistet?  

Der ZV NVN verfügt über keine eigenen liquiden Mittel und hat keine Kredite aufgenommen. Ein 

Finanzmanagement ist nicht erforderlich. 

e) Gehört zu dem Finanzmanagement auch ein zentrales Cash-Management und haben 

sich Anhaltspunkte ergeben, dass die hierfür geltenden Regelungen nicht eingehalten 

worden sind?  

Der ZV NVN verfügt über keine eigenen liquiden Mittel. 

f) Ist sichergestellt, dass Entgelte vollständig und zeitnah in Rechnung gestellt werden? 

Ist durch das bestehende Mahnwesen gewährleistet, dass ausstehende Forderungen 

zeitnah und effektiv eingezogen werden?  

Es werden keine Entgelte in Rechnung gestellt, da der ZV NVN nicht operativ tätig ist. 

g) Entspricht das Controlling den Anforderungen des Unternehmens/Konzerns und um-

fasst es alle wesentlichen Unternehmens-/Konzernbereiche?  

Ein Controlling ist nicht erforderlich, da der ZV NVN nicht operativ tätig ist.  

h) Ermöglichen das Rechnungs- und Berichtswesen eine Steuerung und/oder Überwa-

chung der Tochterunternehmen und der Unternehmen, an denen eine wesentliche Be-

teiligung besteht?  

Die Verbandsvorsteherin des ZV NVN nimmt an den Sitzungen des Verwaltungsrates der VRR 

AöR teil. In den Verbandsversammlungen erfolgt regelmäßig eine Berichterstattung der VRR 

AöR. 
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Fragenkreis 4:  Risikofrüherkennungssystem 

a) Hat die Geschäfts-/Konzernleitung nach Art und Umfang Frühwarnsignale definiert 

und Maßnahmen ergriffen, mit deren Hilfe bestandsgefährdende Risiken rechtzeitig er-

kannt werden können?  

Aus der Rechtsform als Zweckverband, dem Aufgabencharakter und der Geschäftstätigkeit des 

ZV NVN ergeben sich keine bestandsgefährdenden Risiken. Risiken können sich durch Kürzun-

gen der Zuwendungen des Landes NRW für die Aufgabenerfüllung bei der VRR AöR ergeben. 

Die Aufgaben des ZV NVN wurden in Gänze bzw. zur Durchführung auf die VRR AöR übertragen. 

Ein Risikofrüherkennungssystem beim ZV NVN ist insoweit entbehrlich. Um eine frühzeitige Risi-

kosteuerung auch für die Aufgabenerfüllung des ZV NVN bei der VRR AöR zu ermöglichen, ist 

ein umfassendes Risikofrüherkennungssystem bei der VRR AöR eingerichtet, dass auch die 

übertragenen Aufgaben des ZV NVN umfasst. Ein Risikohandbuch ist vorhanden und wird aktu-

alisiert. Als weiteres Element des Risikofrüherkennungssystems ist für das zentrale Vertragscon-

trolling eine zentrale Vertragsdatenbank bei der VRR AöR eingerichtet. In der GVO sind 

standardisierte Work-Flow-Prozesse für Vertragsabschlüsse festgeschrieben. Für die einzelnen 

Arbeitsbereiche der VRR AöR wurden Kennzahlen zur Risikoidentifikation entwickelt und in die 

Berichterstattung integriert. 

In den Sitzungen der Fachabteilungen der VRR AöR, den monatlichen Leitungssitzungen des 

Vorstandes und der Abteilungsleiter der VRR AöR sowie laufend durch das Controlling erfolgt 

regelmäßig eine interne Diskussion zur umfassenden Risikoidentifikation und -bewertung und 

über die zu ergreifenden Maßnahmen zur Risikobewältigung und Risikoüberwachung.  

Die Risikoberichterstattung an die Verbandsversammlung erfolgt im Rahmen der Berichterstat-

tung. 

Eine kurzfristige Soll-Ist-Analyse wird bei der VRR AöR durchgeführt und liefert zeitnahe ent-

scheidungsorientierte Managementinformationen. 

b) Reichen diese Maßnahmen aus und sind sie geeignet, ihren Zweck zu erfüllen? Haben 

sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Maßnahmen nicht durchgeführt werden?  

Die vorgesehenen Maßnahmen sind geeignet, ihren Zweck zu erfüllen. Es haben sich keine An-

haltspunkte ergeben, dass die umzusetzenden Maßnahmen nicht durchgeführt werden. 
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c) Sind diese Maßnahmen ausreichend dokumentiert?  

Die Dokumentation erfolgt in den einzelnen Organisationseinheiten bei der VRR AöR und in 

Sachstandsberichten sowie Sitzungsprotokollen.  

Siehe auch a). 

d) Werden die Frühwarnsignale und Maßnahmen kontinuierlich und systematisch mit 

dem aktuellen Geschäftsumfeld sowie mit den Geschäftsprozessen und Funktionen 

abgestimmt und angepasst?  

Die Frühwarnsignale und Maßnahmen werden bei der VRR AöR kontinuierlich und systematisch 

mit dem aktuellen Geschäftsumfeld sowie mit den Geschäftsprozessen und Funktionen abge-

stimmt und angepasst. Insbesondere bei geplanten Zuwendungskürzungen oder Aufgabenerwei-

terungen erfolgt eine Bearbeitung der Auswirkungen im Rahmen des Risikofrüherkennungs-

systems bei der VRR AöR. 

Fragenkreis 5:  Finanzinstrumente, andere Termingeschäfte, Optionen und Derivate 

a) Hat die Geschäfts-/Konzernleitung den Geschäftsumfang zum Einsatz von Finanzin-

strumenten sowie von anderen Termingeschäften, Optionen und Derivaten schriftlich 

festgelegt? Dazu gehört: 

• Welche Produkte/Instrumente dürfen eingesetzt werden?  

• Mit welchen Partnern dürfen die Produkte/Instrumente bis zu welchen Beträgen 

eingesetzt werden?  

• Wie werden die Bewertungseinheiten definiert und dokumentiert und in welchem 

Umfang dürfen offene Posten entstehen?  

• Sind die Hedge-Strategien beschrieben, z. B. ob bestimmte Strategien ausschließ-

lich zulässig sind bzw. bestimmte Strategien nicht durchgeführt werden dürfen 

(z. B. antizipatives Hedging)?  

Es werden keine Finanzinstrumente eingesetzt. 

b) Werden Derivate zu anderen Zwecken eingesetzt als zur Optimierung von Kreditkondi-

tionen und zur Risikobegrenzung?  
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Nein. 

c) Hat die Geschäfts-/Konzernleitung ein dem Geschäftsumfang entsprechendes Instru-

mentarium zur Verfügung gestellt insbesondere in Bezug auf 

•  Erfassung der Geschäfte  

•  Beurteilung der Geschäfte zum Zweck der Risikoanalyse  

•  Bewertung der Geschäfte zum Zweck der Rechnungslegung  

•  Kontrolle der Geschäfte?  

Nicht erforderlich. 

d) Gibt es eine Erfolgskontrolle für nicht der Risikoabsicherung (Hedging) dienende De-

rivatgeschäfte und werden Konsequenzen aufgrund der Risikoentwicklung gezogen?  

Nicht erforderlich. 

e) Hat die Geschäfts-/Konzernleitung angemessene Arbeitsanweisungen erlassen?  

Nicht erforderlich. 

f) Ist die unterjährige Unterrichtung der Geschäfts-/Konzernleitung im Hinblick auf die 

offenen Positionen, die Risikolage und die ggf. zu bildenden Vorsorgen geregelt?  

Nicht erforderlich. 

Fragenkreis 6:  Interne Revision 

a) Gibt es eine den Bedürfnissen des Unternehmens/Konzerns entsprechende Interne 

Revision/Konzernrevision? Besteht diese als eigenständige Stelle oder wird diese 

Funktion durch eine andere Stelle (ggf. welche?) wahrgenommen?  

Eine interne Revision als eigenständige Stelle ist nicht vorhanden. 

b) Wie ist die Anbindung der Internen Revision/Konzernrevision im Unternehmen/Kon-

zern? Besteht bei ihrer Tätigkeit die Gefahr von Interessenkonflikten?  



Anlage 8 
Seite 8 

Nicht anwendbar. 

c) Welches waren die wesentlichen Tätigkeitsschwerpunkte der Internen Revision/Kon-

zernrevision im Geschäftsjahr? Wurde auch geprüft, ob wesentlich miteinander unver-

einbare Funktionen (z. B. Trennung von Anweisung und Vollzug) organisatorisch 

getrennt sind? Wann hat die Interne Revision das letzte Mal über Korruptionspräven-

tion berichtet? Liegen hierüber schriftliche Revisionsberichte vor?  

Nicht anwendbar. 

d) Hat die Interne Revision ihre Prüfungsschwerpunkte mit dem Abschlussprüfer abge-

stimmt?  

Nicht erforderlich. 

e) Hat die Interne Revision/Konzernrevision bemerkenswerte Mängel aufgedeckt und um 

welche handelt es sich?  

Nicht anwendbar. 

f) Welche Konsequenzen werden aus den Feststellungen und Empfehlungen der Inter-

nen Revision/Konzernrevision gezogen und wie kontrolliert die Interne Revision/Kon-

zernrevision die Umsetzung ihrer Empfehlungen?  

Nicht anwendbar. 
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Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführungstätigkeit (Fragenkreise 7 bis 10) 

Fragenkreis 7:  Übereinstimmung der Rechtsgeschäfte und Maßnahmen mit Gesetz, 

Satzung, Geschäftsordnung, Geschäftsanweisung und bindenden Be-

schlüssen des Überwachungsorgans 

a) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die vorherige Zustimmung des Überwa-

chungsorgans zu zustimmungspflichtigen Rechtsgeschäften und Maßnahmen nicht 

eingeholt worden ist?  

Es haben sich keine Anhaltspunkte ergeben, dass für zustimmungspflichtige Rechtsgeschäfte 

und Maßnahmen im Berichtsjahr die vorherige Zustimmung der Verbandsversammlung nicht ein-

geholt wurde. 

b) Wurde vor der Kreditgewährung an Mitglieder der Geschäftsleitung oder des Überwa-

chungsorgans die Zustimmung des Überwachungsorgans eingeholt?  

Es erfolgte keine Kreditgewährung an Mitglieder der Geschäftsleitung oder des Überwachungs-

organs. 

c) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass anstelle zustimmungsbedürftiger Maßnah-

men ähnliche, aber nicht als zustimmungsbedürftig behandelte Maßnahmen vorge-

nommen worden sind (z. B. Zerlegung in Teilmaßnahmen)?  

Es haben sich keine Anhaltspunkte ergeben, dass anstelle zustimmungsbedürftiger Maßnahmen 

ähnliche, aber nicht als zustimmungsbedürftig behandelte Maßnahmen vorgenommen worden 

sind. 

d) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Geschäfte und Maßnahmen nicht mit Ge-

setz, Satzung, Geschäftsordnung, Geschäftsanweisung und bindenden Beschlüssen 

des Überwachungsorgans übereinstimmen?  

Es haben sich keine Anhaltspunkte ergeben, dass die im Berichtsjahr durchgeführten Geschäfte 

und Maßnahmen nicht mit dem Gesetz oder der Verbandssatzung übereinstimmen. Bindende 

Beschlüsse der Verbandsversammlungen sind umgesetzt worden.  
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Fragenkreis 8:  Durchführung von Investitionen 

a) Werden Investitionen (in Sachanlagen, Beteiligungen, sonstige Finanzanlagen, imma-

terielle Anlagewerte und Vorräte) angemessen geplant und vor Realisierung auf Ren-

tabilität/Wirtschaftlichkeit, Finanzierbarkeit und Risiken geprüft?  

Investitionen werden beim ZV NVN nicht vorgenommen. 

b) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Unterlagen/Erhebungen zur Preisermitt-

lung nicht ausreichend waren, um ein Urteil über die Angemessenheit des Preises zu 

ermöglichen (z. B. bei Erwerb bzw. Veräußerung von Grundstücken oder Beteiligun-

gen)?  

Nicht anwendbar. 

c) Werden Durchführung, Budgetierung und Veränderungen von Investitionen laufend 

überwacht und Abweichungen untersucht?  

Nicht anwendbar. 

d) Haben sich bei abgeschlossenen Investitionen wesentliche Überschreitungen erge-

ben? Wenn ja, in welcher Höhe und aus welchen Gründen?  

Es wurden keine Investitionen getätigt. 

e) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass Leasing- oder vergleichbare Verträge nach 

Ausschöpfung der Kreditlinien abgeschlossen wurden?  

Anhaltspunkte, dass Leasing- oder vergleichbare Verträge nach Ausschöpfung der Kreditlinien 

abgeschlossen wurden, haben sich im Rahmen unserer Prüfung nicht ergeben. 
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Fragenkreis 9:  Vergaberegelungen 

a) Haben sich Anhaltspunkte für eindeutige Verstöße gegen Vergaberegelungen (z. B. 

VOB, VOL, VOF, EU-Regelungen) ergeben?  

Anhaltspunkte für eindeutige Verstöße gegen Vergaberegelungen haben sich nicht ergeben. 

b) Werden für Geschäfte, die nicht den Vergaberegelungen unterliegen, Konkurrenzan-

gebote (z. B. auch für Kapitalaufnahmen und Geldanlagen) eingeholt?  

Konkurrenzangebote werden bei der VRR AöR für die übertragenen und zur Durchführung über-

tragenen Aufgaben des ZV NVN im angemessenen Umfang eingeholt. 

Fragenkreis 10: Berichterstattung an das Überwachungsorgan 

a) Wird dem Überwachungsorgan regelmäßig Bericht erstattet?  

Die Verbandsvorsteherin nimmt an Sitzungen der Verbandsversammlung teil und berichtet regel-

mäßig. 

b) Vermitteln die Berichte einen zutreffenden Einblick in die wirtschaftliche Lage des Un-

ternehmens/Konzerns und in die wichtigsten Unternehmens-/Konzernbereiche?  

Die wirtschaftliche Lage des ZV NVN und der VRR AöR werden nach unseren Feststellungen 

zutreffend dargestellt. Die schriftliche unterjährige Berichterstattung erfolgte für die VRR AöR 

auch hinsichtlich der vom ZV NVN übertragenen Aufgaben und war für den ZV NVN entbehrlich. 

c) Wurde das Überwachungsorgan über wesentliche Vorgänge angemessen und zeitnah 

unterrichtet? Liegen insbesondere ungewöhnliche, risikoreiche oder nicht ordnungs-

gemäß abgewickelte Geschäftsvorfälle sowie erkennbare Fehldispositionen oder we-

sentliche Unterlassungen vor und wurde hierüber berichtet?  

In den Sitzungen wurde die Verbandsversammlung nach unseren Feststellungen zeitnah über 

wesentliche Vorgänge unterrichtet. Im Berichtsjahr lagen nach unseren Feststellungen keine un-

gewöhnlichen, risikoreichen oder nicht ordnungsgemäß abgewickelten Geschäftsvorfälle und we-

sentliche Unterlassungen vor. 
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d) Zu welchen Themen hat die Geschäfts-/Konzernleitung dem Überwachungsorgan auf 

dessen besonderen Wunsch berichtet (§ 90 Abs. 3 AktG)?  

Nicht anwendbar. 

e) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Berichterstattung (z. B. nach § 90 AktG 

oder unternehmensinternen Vorschriften) nicht in allen Fällen ausreichend war?  

Es haben sich keine Anhaltspunkte für unzureichende Berichterstattung ergeben. 

f) Gibt es eine D&O-Versicherung? Wurde ein angemessener Selbstbehalt vereinbart? 

Wurden Inhalt und Konditionen der D&O-Versicherung mit dem Überwachungsorgan 

erörtert?  

Es besteht keine D&O-Versicherung. 

g) Sofern Interessenkonflikte der Mitglieder der Geschäftsleitung oder des Überwa-

chungsorgans gemeldet wurden, ist dies unverzüglich dem Überwachungsorgan of-

fengelegt worden?  

Interessenkonflikte der Mitglieder der Geschäftsleitung oder des Überwachungsorgans wurden 

nicht gemeldet. 

Vermögens- und Finanzlage (Fragenkreise 11 bis 13) 

Fragenkreis 11: Ungewöhnliche Bilanzposten und stille Reserven 

a) Besteht in wesentlichem Umfang offenkundig nicht betriebsnotwendiges Vermögen?  

Nicht betriebsnotwendiges Vermögen ist nicht vorhanden. 

b) Sind Bestände auffallend hoch oder niedrig?  

Keine Feststellungen. 
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c) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Vermögenslage durch im Vergleich zu 

den bilanziellen Werten erheblich höhere oder niedrigere Verkehrswerte der Vermö-

gensgegenstände wesentlich beeinflusst wird?  

Es haben sich keine Anhaltspunkte ergeben. 

Fragenkreis 12: Finanzierung 

a) Wie setzt sich die Kapitalstruktur nach internen und externen Finanzierungsquellen 

zusammen? Wie sollen die am Abschlussstichtag bestehenden wesentlichen Investi-

tionsverpflichtungen finanziert werden?  

Die Finanzierung der an die VRR AöR übertragenen Aufgaben erfolgt über Zuwendungen des 

Landes NRW an die VRR AöR. 

b) Wie ist die Finanzlage des Konzerns zu beurteilen, insbesondere hinsichtlich der Kre-

ditaufnahmen wesentlicher Konzerngesellschaften?  

Die Finanzlage ist stabil und solide. Kreditaufnahmen sind nicht erforderlich. 

c) In welchem Umfang hat das Unternehmen Finanz-/Fördermittel einschließlich Garan-

tien der öffentlichen Hand erhalten? Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die da-

mit verbundenen Verpflichtungen und Auflagen des Mittelgebers nicht beachtet 

wurden?  

Der Zweckverband erhält direkt keine Fördermittel. 

Fragenkreis 13: Eigenkapitalausstattung und Gewinnverwendung 

a) Bestehen Finanzierungsprobleme aufgrund einer evtl. zu niedrigen Eigenkapitalaus-

stattung?  

Finanzierungsprobleme aufgrund einer evtl. zu niedrigen Eigenkapitalausstattung wurden nicht 

festgestellt. 
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b) Ist der Gewinnverwendungsvorschlag (Ausschüttungspolitik, Rücklagenbildung) mit 

der wirtschaftlichen Lage des Unternehmens vereinbar?  

Es wurde beim Zweckverband kein Gewinn erwirtschaftet. 

Ertragslage (Fragenkreise 14 bis 16) 

Fragenkreis 14: Rentabilität/Wirtschaftlichkeit  

a) Wie setzt sich das Betriebsergebnis des Unternehmens/Konzerns nach Segmenten/ 

Konzernunternehmen zusammen?  

Nicht anwendbar. 

b) Ist das Jahresergebnis entscheidend von einmaligen Vorgängen geprägt?  

Der ZV NVN hat seine Aufgaben auf die VRR AöR übertragen und war im Geschäftsjahr 2021 

nicht operativ tätig. Das Jahresergebnis beträgt € 0,00. 

c) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass wesentliche Kredit- oder andere Leistungs-

beziehungen zwischen Konzerngesellschaften bzw. mit den Gesellschaftern eindeutig 

zu unangemessenen Konditionen vorgenommen werden?  

Leistungsbeziehungen zwischen dem ZV NVN und der VRR AöR bestehen insoweit, als der ZV 

NVN gesetzliche und satzungsmäßige, hoheitliche Aufgaben übertragen bzw. zur Durchführung 

übertragen hat. Die Finanzierung der Aufgabenerledigung erfolgt über Zuwendungen des Landes 

NRW bei der VRR AöR.  

d) Wurde die Konzessionsabgabe steuer- und preisrechtlich erwirtschaftet?  

Nicht anwendbar. 



Anlage 8 
Seite 15 

Fragenkreis 15: Verlustbringende Geschäfte und ihre Ursachen 

a) Gab es verlustbringende Geschäfte, die für die Vermögens- und Ertragslage von Be-

deutung waren, und was waren die Ursachen der Verluste?  

Der Zweckverband ist nicht operativ tätig. 

b) Wurden Maßnahmen zeitnah ergriffen, um die Verluste zu begrenzen, und um welche 

Maßnahmen handelt es sich?  

Nicht anwendbar. 

Fragenkreis 16: Ursachen des Jahresfehlbetrages und Maßnahmen zur Verbesserung 

der Ertragslage 

a) Was sind die Ursachen des Jahresfehlbetrages?  

Es wurde kein Jahresfehlbetrag erwirtschaftet. 

b) Welche Maßnahmen wurden eingeleitet bzw. sind beabsichtigt, um die Ertragslage des 

Unternehmens zu verbessern?  

Nicht anwendbar. 
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Weitere Funktionen der Landrätin

Leitung der Kreispolizeibehörde Kleve

Leitung der Bildungskonferenz des Bildungsnetzwerks in der Bildungsregion Kreis Kleve im Kollegialsystem mit 

der Schulaufsicht

Vorsitzende des Aufsichtsrates und Mitglied der Gesellschafterversammlung der Dachgesellschaft Niederrhein 

Tourismus GmbH 

Mitglied der Verbandsversammlung der Euregio Rhein–Maas–Nord (Zweckverband)

Mitglied des Euregiorates der Euregio Rhein-Waal (Zweckverband)

Mitglied des Aufsichtsrates der Flughafen Niederrhein GmbH (Airport Weeze)

Mitglied der Lärmschutzkommission am Flughafen Niederrhein

Mitglied des Kuratoriums des Freiherr – vom – Stein – Institutes (Initiative des Landkreistages)

Mitglied der Mitgliederversammlung und des Regionalbeirates Düsseldorf der Kommunalversicherung VVaG im 

Gemeindeversicherungsverband (GVV )

Mitglied des Verwaltungsrates des Verkehrsverbundes Rhein-Ruhr – VRR AöR 

Mitglied der Fraktion und des Fraktionsvorstandes der CDU in der Verbandsversammlung des 

Verkehrsverbundes Rhein-Ruhr - VRR AöR

Vorsitzende des Aufsichtsrates der Haus Freudenberg GmbH

Mitglied des Vorstands und der Mitgliederversammlung des Fördervereins Hochschule Rhein-Waal e.V.

Beisitzerin des Vorstands und Mitglied der Mitgliederversammlung des Fördervereins der Hochschule Rhein-

Waal Campus Cleve e.V. 

Verbandsvorsteherin des Nahverkehrszweckverbandes Niederrhein (NVN) 

Vorsitzende der Gesellschafterversammlung der Kreis-Kleve-Abfallwirtschafts-GmbH (KKA GmbH)

Vorsitzende der Gesellschafterversammlung der Kreis-Kleve-Bauverwaltungs-GmbH (KKB GmbH)

Vorsitzende des Aufsichtsrates und der Gesellschafterversammlung der Wirtschaftsförderung Kreis Kleve GmbH 

(KKW GmbH)

Mitglied der Gesellschafterversammlung der Standort Niederrhein GmbH

Mitglied der Verbandsversammlung des Kommunalen Rechenzentrums Niederrhein (KRZN)

Mitglied des Verwaltungsrates  des KRZN

Mitglied des Aufsichtsrates der KRZN GmbH

Mitglied des Beirates der Kreisstelle Kleve der Landwirtschaftskammer NRW 

Mitglied des Vorstands, des Ausschusses für Verfassung, Verwaltung und Personal und des Polizeiausschusses 

des Landkreistages NRW

Mitglied des Vereins „Lebenshilfe Kleverland e. V.“

1. Vorsitzende des Vorstandes und Mitglied der Mitgliederversammlung des Vereins „Niederrheinisches Museum 

für Volkskunde und Kulturgeschichte e.V."

Mitglied des Kuratoriums der "Stiftung Museum Schloss Moyland Sammlung van der Grinten Joseph Beuys 

Archiv des Landes Nordrhein-Westfalen"

Vorsitzende des Vorstands der Musikschulen des Kreises Kleve e.V.

Vorsitzende und Geschäftsführerin des Stiftungsausschusses des Peter-Albers-Studienfonds

Vorsitzende des Lenkungskreises der Region NiederRhein 

Stellvertretende Verbandsvorsteherin der Verbandsversammlung des Zweckverbandes Naturpark Schwalm-

Nette

Stellvertretendes Mitglied im Vorstand des Rheinischen Sparkassen – und Giroverbandes (RSGV)

Mitglied des Kommunalbeirats Niederrhein der Westenergie AG

Mitglied der Verbandsversammlung des Studieninstituts Niederrhein – Krefeld  (SINN)

Verbandsvorsteherin der Zweckverbandsversammlung des Sparkassenzweckverbandes – Sparkasse Rhein-

Maas

Mitglied des Verwaltungsrates der Sparkasse Rhein-Maas

Stand: 27.01.2022
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Beisitzerin im Haupt- und Bilanzprüfungsausschuss der Sparkasse Rhein-Maas

Vorsitzende des Risikoausschusses der Sparkasse Rhein-Maas

Mitglied des Kommunalbeirats der Niederrheinischen Verkehrsbetriebe AG (NIAG)

Vorsitzende des Örtlichen Beirats des Job-Centers im Kreis Kleve

Mitglied im Kuratorium der höheren Landbauschule, Landwirtschaftsschule und Bildungs- und Beratungsstelle 

Kleve (Berufskolleg der Landwirtschaftskammer NRW im Haus Riswick - Kleve)    

Mitglied der Gesellschafterversammlung und des Verwaltungsrates des Vereins "Metropolregion Rheinland e.V."

Mitglied der Gesellschafterversammlung der kommunalen RWE Aktionäre GmbH (VkA GmbH)

Vorsitzende des Kreisverbandes Kleve des Volksbundes Deutsche Kriegsgräberfürsorge e.V.

Vorsitzende der Kommunalen Konferenz Alter, Pflege und Gesundheit des Kreises Kleve

Mitglied im Vorstand des Vereins Kulturraum Niederrhein e.V.

Beratendes Mitglied im Regionalrat der Bezirksregierung Düsseldorf

Mitglied der Landkreisversammlung des Landkreistages NRW

Vorsitzende des Kreisjagdbeirates
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